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Vom Steuerkataster zum Rechtskataster 

( Ei11 Beitrag z11r Reform des GmJ1dste11er.�atasters) 

vo11 Dipl.-Ing. Stephall Na g y 

(Veröffe11tlich1111g des B1111des.1111tes fiir Eich- tmd Ver111essu11gsrvese11) 

1. D e r  Ei nfl uß d e s  Licgcn s c h af cs rcc h t e s  a u! d e n  K a t a s t e r  

Der österreichische Gr1111dste11erkatr1ster \vurde mit k'.l.iser lichem Patent vom 
23. Dezember 1817 nach umfassenden, jahrelangen Vorarbeiten als Grundlage für 
eine gerechte und gleichmäßige Besteuerung des Dominibl- und des Rnstikal­
besitzes in den deutschen und italienischen Provinzen eingeführt. Eine sehr aus­

führliche Instruktion regelte die V ermessung aller Teile der Erdoberfläche der 
deutschen Provinzen durch geübte und vorgebildete Techniker mittels des Meß­
tischverfahrens ; die Besitzgrenzen wurden den Vermessungsorganen durch Ver­
trauensleute der G�meinden ( sog. Grenzindikatoren) meist im Beisein der Grund­
besitzer gezeigt .. Eine obligate dauerhafte Vermarkung vvar leider nicht für erfor­
derlich gehalten worden. Die Ergebnisse wurden katastralgemeindeweise auf der 
Katastralmappe dargestellt und als kleinste Einheiten die Grundstücke in V er­
zeichnisse aufgenommen; i n  diese Verzeichnisse vvurde der Flächeninhalt, die 
Kulturgattung, der Name des Grundbesitzers, die durch Schätzung festgelegte 
Bonitätskl asse und der Reinertrag eingetragen. Der Grundkataster war im besondere 
wegen des glinsrig gewählten Maßstabes der Katastralmappe (1: 2880) auch fiir 
andere Zwecke als die Steuerbemessung sehr gut verwendbar. Bei der Besitzstands­
erhebung wurden aber weder der Titel des Eigentumserwer bes noch die Belastungs­
ver häl tn isse festgestellt. 

In Venetien und der Lombardei war bereits durch Napoleon eine Katastral­
vermessung angeordnet worden; die Aufnahme erfolgte nicht auf Grund einer 
zusammenh'.ingenden Triangulierung, - wie jene mit genanntem kaiserL Patent 
für die deutschen Provinzen angeordnete - sondern es wurde in jeder Gemeinde 
eine Basis gemessen, deren Otientierung gegen die Nord--Süd-Richtung unab­
hängig von derjenigen der Nachbargemeinden bestim.mt wurde. Als Maßstab 
für die Dirstdlung wurde 1 :  20)0 gewählt. Die Katastralmappen einiger Ge­
meinden Kärntens sind durch diese Aufnahme in den Jahren 1 811 bis 181 3 von 
französischen G:::onetern angefertigt worden. In den deutschen Provinzen, die da­
mals von Böhmen bis Daln111tien nnd von Vorarlberg bis zur Bukowina reichten ,  
wurde unter Ablehnung des französischen Vorbildes und Benützung der bayeri­
schen Erfahrungen ( siehe den Vortrag der G rundsteuerregulierungs-Hofkommis­
sion vom 27. März 1817, Nr. 25f.i5) die Klt1stralvermessung auf Grund einer ein­
heitlichen Triangulierung vorgenommen. Die Triangulierungspunkte 1. bis 3. 
Ordnung wurden durch Th:::ololitaufoahme, alle weiteren durch Meßtischauf­
nahmelediglich graphisch im Maßverhältnis 1: 14-.1100 bestimmt. Leider wurde eine 
dauerhafte Stabilisierung der Triangulierungspunkte anfangs nicht für erforderlich 
gehalten. Für die österreichische Katastralvermessung galt vom Anbeginn der 
Grundsatz, vom Großen ins Kleine zu arbeiten. Die Katastralmappeu der einzelnen 
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Gemeinden sin<l trotz getrennter Darstellung des Details durch die Triangulierung 
bis zur niedersten Ordnung unt::·reinander geodätisch verbunden . Nur die wenigen 
aus der französischen Aufnahme stammenden Mappen sind Inselpläne. 

Dieser sogenannte „Stabile Grundsteuerkataster" unterschied sich wesent­
lich von der durch Kaiser Joseph II. mit Patent vom 20 . .April 1 785 für alle erb­
ländischen Provinzen eingeführten sogenannten „J osefinischen Steuerregulierung". 
Damals wurde innerhalb von 4 Jahren der Flächeninhalt aller „öconomischen" 
Grundstücke durch Vermessung in der Örtlichkeit ohne planliche Darstellung 
berechnet und der Bruttoertrag geschätzt. Die Ergebnisse wurden in Verzeich­
nissen festgehalten. Die Raschheit, mit der die Vermessung durch Laien vorge­
nommen wurde, hatte bedeutende Mängel in der Anlegung zur Folge, so daß 
Kaiser Leopold II. mit Patent vom 9 .  Mai 1790 die Vetfögung seines Vorgängers 
aL1fheben mußte. Die Katastralmappen des stabilen Katasters hingegen bilden auch 
heute noch, soweit sie nicht durch Neuvermessungen ersetzt wurden, die Grund­
lage des österreichischen Grundsteuerkatasters. 

Anfänglich wurde der Fortführung des Katasterwerkes nur ;,venig Auf­
merksamkeit geschenkt, so daß bei Beendigung der Anlegung des stabilen Katasters 
für das cisleithanische Gebiet der Monarchie im Jahre 1861 die Aufnahmen der 
zuerst angelegten Kronländer, durch die inzwischen erfolgten Veränderungen an 
den Grundsüicken, schon einen einigermaßen veralteten Stand aufwiesen. Es 
wurde deshalb mit Gesetz vom 24. Mai 1869, RGBl. Nr. 88, nicht bloß eine Neu­
einschätzung, sondern auch die Vermessung allfolliger Änderungen im Steuer­
objekt und <lie Richtigstellung des Grundsteuerkatasters angeordnet. Diese soge­
nannte „Reambulierung" sollte alle 15  Jahre wiederholt werden; ehe je<loch eine 
Widerholung der Reambulierung fällig wurde, kam eine Neuregelung durch 
das Gesetz über <lie Evidenzhaltung des Grundsteuerkatasters ( Evhg.) vom 
2:1. Mai 1883, RGB1. Nr. 83, zustan<le, wonach der reambulierte Grundsteuer­
kataster in steter Übereinstimmung mit der Natur zu erhalten ist. Dieses Gesetz 
enthält auch Bestin1111ungen über die Zusammenarbeit zwischen dem Kataster und 
dem_ Grundbuch und bildet heute noch die Grundlage für die Fortführung des 
Grundsteuerkatasters. 

Da eine Änderung der Grenzen durch Ersitzung von Grundstücksteilen gem. 
ABGB möglich war und die meisten Grenzen ohne dauerhafte Vermarkung 
blieben, zeigten sich alsbal<l Differenzen zwischen dem Grenzverhuf und der 
Darstellung der Grenze auf der Katastralmappe. Der Grundsteuerkataster hatte 
aber bestimmungsgemäß die faktischen Besitzverhältnisse ohne Rücksicht auf den 
Titel des Eigentumserwerbes festzuhalten und fortzuführen; er war in solchen 
Fällen somit unrichtig geworden und mußte „berichtigt" werden. Bei der im 
graphischen Verfahren vorgenommenen Katastralaufnahme wurden auch Maß­
zahlen erhoben; sie wurden leider n icht aufbewahrt -- auch nicht in der Folgezeit 
anläßlich der Reambulierung und Fortführung bis gegen Ende des 19 .  Jahrhunderts 
-- und so wurde es unmöglich zu unterscheiden, ob die Differenzen zwischen dem 
Grenzverlauf und seiner Darstellung auf unbeabsichtigte oder beabsichtigte Ver­
änderungen der Grenze oder auf „Mappenfehler" zurückzuführen sind. Daraus 
ergab sich der for die Wertschätzung der Katastralmappe sehr abträgliche Vor-
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gang, die Bereinigung solcher Differenzen stets als „Mappenberichtigung" zu 
bezeichnen. 

Zur Zeit der Verfassung des allgemeinen Grundbuchsgesetzes (allg. GBG.) vom 
25 .  Juli 1871,  RGBl. Nr. 95 ,  glaubte man auf eine planliche Darstellung der Eigen­
tumsobjekte für das neuanzulegende Grundbuch nicht n1ehr verzichten zu können, 
denn von der Bezeichnung der Liegenschaften durch Ried-, Haus- oder Vulgo­
namen, wie in den alten Grundbüchern, wäre keine große Rechtssicherheit zu er­
warten gevvesen. So >vurde angeordnet, daß das Objekt des Eigentums im Guts­
bestandsblatt durch Anführung der aus dem Grundkataster entnommenen Grund­
stiicksnummern zu beschreiben und - da das Gutsbestandsblatt ohne Mappen­
darstell ung unverständlich wäre -· ein Abdruck der Katastralmappe als Grund­
buchsmappe zu führen sei. Die Stellung dieser Mappe zum Gutsbestandsblatt wurde 
aber nicht festgelegt und die anfänglich vertretene Meinung, daß die Mappe ein 
integrierender Bestandteil des Gutsbestandsblattes sei und dadurch am öffentlichen 
Glauben des Grundbuches teilhabe, änderte sich allmählich immer mehr zu ungun­
sten der Mappe. In den Anlegungsgesetzen für Tirol (vom Jahre 1897) und für 
Vorarlberg (vom Jahre 1900), den letzten Kronländern des alten Österreich, in 
denen das Grundbuch angelegt wurde, war bereits die Ansicht angedeutet, daß 
die Grundbuchsmappe nur zur Veranschaulichung der Lage der Grundstücke diene; 
im § 3 des allgemeinen Grundbuchsanlegungsgesetzes (allg. GAG.),BGBl. Nr.2/ 
1930, ist dies ausdrücklich festgelegt. Die Grundbuchsneuanlegung im Burgenland 
erfolgt nach diesem Gesetz ausschließlich auf Grund der Katastralmappen, die aus 
einem Neuvermessungsverfahren hervorgegangen sind und die eine Erneuerung 
der Grenzen, soweit es sich um ungarische Arbeiten aus der Zeit vor dem Jahre 1918 
handelt, mit ausreichender Genauigkeit und soweit es sich um österreichische 
Arbeiten (ab 1 928) handelt, mit hoher Genauigkeit ermöglichen. Auch für diese 
Mappen gilt § 3 des allg. GAG.;  die Ergebnisse der ungarischen Neuvermessung 
enthalten überschüssige Maßzahlen, die wenigstens eine teih-\-·eise Überprüfung 
der Ergebnisse gestatten, während die österreichischen Arbeiten durchwegs mittels 
Orthogonal- oder Polarmethode mit so vielen überschüssigen Messungen ausge­
führt wurden, daß jedes Ergebnis durchgreifend überprüft werden kann. Ganz 
unverständlich wird die Bestimmung des § 3, weil mit wenigen Ausnahmen zwischen 
der Neuvermessung und der Grundbuchsanlegung noch keine 30 Jahre vergangen 
waren, somit Eigentum an Grundstücksteilen zum Zeitpunkt der Grundbuchs­
anlegung durch Ersitzung noch gar nicht erworben sein konnte. Es nehmen somit 
auch diese Neuvermessungswerke am öffentlichen Glauben des Grundbuches nicht 
teil . Diese Absonderlichkeit wird damit erklärt, daß - nach den Materialien -
das Grundbuch nicht dazu bestimmt sei, Auskunft über Eigenschaften der Objekte 
zu geben, die l ediglich der Wertbestimmung dienen. Es möge sich jedermann in 
der Örtlichkeit vom Bestehen nnd von der Größe der Grundstiicke selbst über­
zeugen! Wie aber soll sich der Erwerber oder der Geldgeber vom Bestehen oder 
gar von der Größe eines Grundstückes überzeugen, das mit den benachbarten 
Grundstöcken anderer Eigentümer gemeinsam bewirtschaftet wird - was unter 
verwandten Eigentümern nicht selten vorkommt - und dessen Begrenzung in 
der Örtlichkeit infolge der gemeinsamen Bewirtschaftung nicht ersichtlich ist und 
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wie üblich eine dauerhafte Vermarkung der Grenzen nie bestanden hat 1 Völlig 
versagt diese Regelung, fall s  der Eigentumswechsel an einem solchen Grundstiick 
durch Zuschlag in der Zwangsversteigerung erfolgt. 

Für die Entscheidung von Grenzstreitigkeiten sind die Bestimmungen der 
§ §  850 ff. des AGBB maßgeblich. Diese Bestimmungen wurden durch die II. Teil­
novelle (kaiserliche Verordnung vom 22. Juli 1915, RGBl. Nr. 208) so abgeändert, 
daß der Richter bei Grenzstreitigkeiten die Grenze nach dem letzten ruhigen Be­
sitzstande festzusetzen hat; nur wenn sich ein solcher nicht feststell en l äßt, ist die 
strittige Fläche nach billigem Ermessen zu verteilen. Hiezu bemerkt Klang in seinem 
Kommentar zum ABGB ( §  851), daß einigermaßen dunkel sei, was unter „ruhigem 
Besitz" zu verstehen ist; der für die Grenzbestimmung maßgebende Besitz wäre 
dadurch keineswegs besonders rechtlich qualifiziert, so daß bei Festsetzung der 
Grenze nicht nur redlicher und rechtmäßiger Besitz zu schützen sei. Da ein Beweis 
des besseren Rechtes gegenüber dem klaren Besitzstand nicht zugelassen werde, 
kann das Verfahren zur endgültigen Festlegung einer der Rechtslage widersprechen­
den Grenze flihren. 

In dem Werk „Österreichisches Grundbuchsrecht" von Universitätsprofessor 
Dr. Heinrich D e m e l  i u s (erschienen im Jahre 1948) wird im Abschnitt „Grund­
stiick als Grundbuchseinheit" unter „Papier- und Naturgrenzen" ein Beispiel aus 
der Rechtsprechung _angeführt, das aus dem ersten Jahrzehnt unseres Jahrhunderts 
stammt. A hatte ein Grundstück durch Kauf erworben, das 23 Jahre vorher durch 
Teilung einer größeren Liegenschaft entstanden war. Nach der in der Mappe dar­
gestellten Grenzlinie ergab sich ein um 105 1112 größerer Flächeninhalt als nach der 
in der Natur ersichtlichen Grenze. Als der Nachbar R in dem der Erwerbung 
folgenden Sommer wie früher bis zu dieser Grenze mähte, bestritt ihm A das Recht 
dazu und klagte auf Feststellung seines Eigentums an dem strittigen Grenzstreifen. 
Das Urteil der ersten Instanz gab der Klage statt. Es r äumte zwar ein, „daß eine 
Berichtigung der Mappe auf Grund des Beweises einer unrichtigen Eintragung 
in derselben durchaus nicht ausgeschlossen erscheint", glaubte aber berechtigt zu 
sein, „die von den Beklagten angebotenen Gegenbeweise, die sich nur auf die in 
solchen Fällen fast stets versagende Erinnerung alter und nicht immer uninteres­
sierter Leute stützen", abzuweisen. Die 2. Instanz hob das Urteil auf: „Der Um­
stand, daß die von den Klägern behauptete Grenze mit der aus der Mappe ersicht­
lichen Grenze übereinstimmt, beweist an sich noch nicht, daß der streitige Grund 
den Klägern gehöre; denn sobald erwiesen ist, daß die Mappengrenze unrichtig 
ist, wird der klägerische Anspruch hinfällig.Die Bestimmung der Grenzlinie durch 
den Geometer soll nicht neues Recht schaffen, sondern nur den bestehenden tat­
sächlichen Eigentumsverhältnissen Ausdruck verleihen.Wenn nun durch die von 
dem Beklagten beantragten Beweise sich herausstellen sollte, daß die in der Mappe 
ersichtliche Grenze unrichtig ist, kann der klägerische Anspruch nicht als begründet 
bezeichnet werden." Der Oberste Gerichtshof gab dem Revisionsreknrs mit Er­
kenntnis vom 20. Dezember 1910 keine Folge (Gll.lNF. 5267). 

Gegen die in dem vorgenannten Werk vertretene Ansicht, daß, falls der in der 
Mappe dargestellte Grenzverlauf mit dem an dem Grundstücke vorgefundenen 
nicht übereinstimmt, die „papierene Grenze" nicht entscheidend sei, sowie gegen 
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das vorangeführte Beispiel hat Min.-Rat Ing. P r a x m e i e r  in der Zeitschrift 
für Vermessungswesen, Jahrgang 19'19, Heft Nr. 1 bis 3, ausführlich polemisiert. 
Es sei deshalb nur kurz an das Ergebnis der Geschichtsforschung erinnert, wonach 
bereits die alten Ägypter allerdings erst nach Erfindung des Papyrus von der An­
sicht, daß die Naturgrenzen und nicht die papierenen entscheidend seien, abge­
kommen waren. Die priesterlichen Harpedonapten (Seilspanner) hatten auf Grund 
von Aufzeichnungen die nach Nili.iberschwenunungen im Schlamm verschwun­
denen Ackergrenzen zu erneuern. 

Das Beispiel in dem vorgenannten Werk scheint aber nicht glücklich gewählt 
worden zu sein, wie folgende Überlegungen zeigen, wobei jedoch zu beachten ist, 
daß damals die II. Teilnovelle vom Jahre 1915 und die Verordnung BGBl. Nr. 204 
vom Jahre 1932, insbesondere mit der Bestimmung des § 7, Abs. 3, letzter Satz, 
noch nicht in Geltung war. Bei Teilung der größeren Liegenschaft war zur grund­
bi.icherlichen Abschreibung gern. § 74 allgemeines Grundbuchsgesetz der abzu­
trennende Teil ge11a11, und zwar durch einen Grundteilungsplan zu bezeichnen, 
der einen integrierenden Bestandteil des Vertrages bildet und von welchem eine 
Kopie in der Urkundensammlung aufzubewahren ist. „Die Urkunden, auf Grund 
derer eine bi.icherliche Eintragung geschehen soll, müssen frei von solchen sicht­
baren Mängeln sein, durch welche ihre Glaubwürdigkeit geschwächt wird", ordnet 
§ 27,  Abs. l des allg. GBG. an; da das Grundbuch, das gern. § 7, Abs. l, öffentlich 
ist, aus dem Hauptbuche und der Urkundensammlung besteht ( §  1) und der Um­
fang eines Grundbuchskörpers nur durch die grundbücherliche Ab- und Zu­
schreibung von einzelnen Liegenschaften oder von Teilen derselben geändert 
werden kann( § 3, Abs. 2) , war der gutgläubige Erwerber A, der sich auf das Grund­
buch beruft, zu schützen. Durch Ersitzung konnte der strittige Grenzstreifen inner­
halb der 23 oder 24 Jahre auch garnicht von B erworben worden sein. :Falls die 
Mappe mit dem Grundteilungsplan hinsichtlich der strittigen Grenze vollkommen 
übereingestimmt hat, was in den Erkenntnissen nicht bezweifelt und wahrschein­
lich in dem Verfahren auch gar nicht untersucht wurde, konnte die Mappe nur das 
gleiche Ergebnis wie der Plan liefern. Es bliebe noch ein Einwand zu untersuchen, 
der zwar etwas absonderlich ist, aber von hartnäckigen Gegnern der Geodäsie vor­
gebracht wird, daß nämlich die Linien des Grundteilungsplanes, die den Grenz­
verlauf darstellen, den Worten nicht gleichwertig seien und daher der Teilungs­
plan, obwohl von einer hiezu befugten Person ausgestellt - somit nach § 2!:l2 ZPO. 
bis zum Beweis des Gegenteils vollen Beweis über die darin bekundeten Tat­
sachenliefernd - zum Schutze des gutgläubigen Erwerbers A nicht herangezogen 
werden könnte, mit anderen Worten, daß auch der Plan nur zur Veranschauli­
chung der Lage der Liegenschaften diene. Diese Ansicht aber wi.irde der Weisung 
des § 74 allg. GBG„ den abzutrennenden Teil ge11a11 zu bezeichnen, widersprechen. 

Seit Inkratftreten des Evidenzhaltungsgesetzes im Jahre 1 883 wurden jedoch die 
bei Grundteilungen erhobenen Maßzahlen im allgemeinen weisungsgemäß in 
Plänen und Handrissen festgehalten. Diese Zahlen können aber nicht anders be­
wertet werden wie jene, welche die Höhe einer Hypothek, den Zinsfuß, den 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses u. ä. angeben. 

Zusammenfassend kann über das Beispiel aus der Rechtssprechung gesagt 
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werden, daß das Erkenntnis der 2. Instanz, das vom Obersten Gerichtshof bestätigt 
wurde, neues Recht auf Grund zweifelhafter Zeugenaussagen geschaffen, die Arbeit 
des „Geometers" aber, die lediglich die wohlbegründeten Eigentumsverhältnisse 
in der Örtlichkeit klarstellen sollte, mit dem unbegründeten Vorwurf, er habe neues 
Recht schaffen wollen, abgetan hat. 

Da also die Grundbuchsmappe nur zur Veranschaulichung der Lage der 
Liegenschaften bestimmt ist, so muß sich jeder, um sich vor Schaden zu bewahren, 
vor dem Erwerb eines Grundstückes oder vor der Belehnung vom Bestand und 
vom Umfang des Grundstückes überzeugen. Es gibt in Österreich Gebiete, in 
denen durch fortgesetzte Erbteilung die Zerstückelung des meist hochwertigen 
Grundeigentums so weit fortgeschritten ist, daß Grundstücksbreiten unter einem 
Meter, bei einer Grundstückslänge von 500 111 bis 1000 111 nicht außergewöhnlich 
sind; solche Grundstücke können - wenn überhaupt - nur gemeinsam benützt 
werden. Vor rund 215 Jahren vv·urde diesersinnlosen Zerstückelung durch gesetzliche 
Maßnahmen Einhalt geboten, was aber die Erben nicht hindert, die Bewirtschaf­
tung der Grundstiicke nach den ideellen Anteilen so weit als möglich durch Unter­
teilung individuell vorzunehmen. In der Örtlichkeit sind daher häufig einerseits 
die Grundstücke verschiedentlicher Eigentümer zusammengefaßt, während anderer-
seits durch ihre Bewirtschaftung deutlich voneinander geschiedene Grundflächen 
als ein Grundstiick in der Mappe ausgewiesen werden müssen. Der Erwerber 
findet sich in diesen Fällen überhaupt nicht zurecht, er kann das Grundstück, das 
er besichtigen will, nur mit Hilfe ortskundiger Führer identifizieren. 

Das Grundbuch für jene Gebiete eines Nachfolgestaates der alten Donau­
monarchie, die außerhalb der Grenzen des alten Österreich-Ungarn gelegen sind, 
entbehrt heute noch dieplanliche Darstellung; ausländische Bergwerksgesellschaften 
mußten beim Grunderwerb stets damit rechnen, dieselben Grundflächen mehr­
mals zu kaufen, da sich oft herausstellte, daß dem im Grundbuch eingetragenen 
Eigentümer in der für die Anlagen in Betracht kommenden Gegend keine Grund­
flächen gehörten oder daß er zum Zeitpunkt der Übergabe überhaupt keine 
Grundflächen mehr besessen hatte. Der Unterschied in der durch ein solches Grund­
buch gegenüber der durch das österreichische Grundbuch gewährleisteten Rechts­
sicherheit besteht also nur darin, daß an Hand der österreichischen Mappe die 
Identifiziet'ung der Grundstücke durcheinenhiezu berufenen Vermessungsfachmann 
vorgenommen werden kann; sollte aber der Erwerber glauben, daß ihn die Ver­
messung des Grundstückes vor unbeabsichtigter oder böswilliger Schmälerung 
seines Eigentums von seiten der Anrainer bewahren würde, so irrt er. Wenn nach 
25 Jahren die „Papiergrenze" mit der in der Örtlichkeit vorhandenen nicht mehr 
übereinstimmt, so soll die „papierene" nicht entscheidend sein (siehe „Österreichi­
sches Grundbuchsrecht" von Dr. D e m e 1 i u s, Seite 20); wohl auch dann nicht, 
wenn das Ergebnis der seinerzeitigen Vermessung und die Grenzerneuerung über­
prüft wurden? Denn der „Geometer" soll nicht neues Recht schaffen, sondern 
nur „die im Gelände bestehenden Grenzen aufnehmen und zu Papier bringen". 

Die gcsclülderte Auffassung von der Bedeutung der Grundstücksvermessung 
für das Grundbuch und bei Grenzstreitigkeiten wird aber allseits nicht so weit­
gehend geteilt. So ist im Heft 2 des Jahrganges 1953 der Österreichischen Juristen-
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Zeitung" von Privatdozent DDr. Josef W e g  a n, Rat des Oberlandesgerichtes 
Graz, ein Artikel über „die Bedeutung der Mappe im Grnndbuchsverfahren und 
bei Grenzstreitigkeiten" erschienen, in welchem dargetan wird, daß die geltenden 
grundbuchs- und privatrechtlichen Bestimmungen nicht unbedingt zu den vor­
angeführten Ergebnissen führen müssen, wenn nur die Funktion der Grundstücks­
vermessung im allgemeinen sowie des Grundkatasters und der Mappe im beson-

. deren verständnisvolle Berücksichtigung findet. Durch ausführliche Behandlung 
der Materie hat der Verfasser, der viel praktische Erfahrung bei Neuanlegung 
von durch Kriegs- und Nachkriegsereignisse vernichteten Grundbüchern ge­
sammelt hat, die Schwächen der Bestimmungen für das Grenzstreitverfahren 
dargelegt. 

Im folgenden sollen die Einrichtungen des Grundkatasters und des Grund­
buches und die privatrechtlichen Bestimmungen in einigen Nachbarstaaten zum 
Vergleich kurz geschildert werden . 

Das bayerische Katasterkarte11 111erk entstand in den Jahren 1808 bis 1864 als 
Rahmenkarte im Maßstab 1 :  5000 ; dicht verbaute Ortsricde und engparzellierte 
Gebiete wurden jedoch in einem größeren Maßstab, und zwar 1 :  2500 oder 1 :  1 250 
dargestellt. Die Aufnahme erfolgte im Meßtischverfahren durch eigens vorge­
bildete Techniker. Obwohl das bayerische Katasterkartenwerk seine Entstehung 
dem Streben verdankt, eine möglichst gerechte und gleichmäßige Vert�ilung der 
Grundsteuer zu erreichen,  wurden bei Anlegung des Grundsteuerkatasters durch 
die sogenannte Liquidation auf Grund des Umbildungsdekretes vom Jahre 1811 
die Eigentums- und Belastungsverhältnisse füt die dargestdlten Grundstücke 
sowie der Titel des Eigentumswerbers tnit viel Mühe und Sorgfalt erhoben. Da 
die Liquidation ungefähr einer Grundbuchsanlegung gleichkam, zeigt sich bereits 
von allem Anfang an ein wesentlicher Unterschied gegen den österreichischen 
Grundsteuerkataster, obwohl die technischen Einrichtungen sonst weitgehend 
übereinstimmten. Erst mjt dem Grundsteuergesetz vom Jahre 1828, das zum größten 
Teil noch in Geltung steht, wurde die Liquidation auf die steuerfreien Flächen 
( insbesondere hinsichtlich des öffentlichen Gutes) ausgedehnt; dieses Gesetz ent­
hält bereits Weisungen zur Fortführung des Katasterwerkes. Anfangs waren auch 
für den bayerischen Kataster die mangelhafte Vermarkung der Grenzen und die 
Bestimmungen über den Ersitzungserwerb von zerstörendem Einfluß, denn wo 
die Grenzen unvermarkt und der Grunderwerb durch Ersitzung möglich ist, 
sind nach dem treffenden Ausspruch eines bayerischen Katasterschriftstellers die 
Grenzen zum ewigen Wandern verurteilt. Es wurden deshalb schon frühzeitig 
vor Beendigung der Katasteraufnahme die in den ersten Jahrzehnten fertigge­
stell tenKatasterkarten in den Jahren 184 7 bis 1864 durch aus Renovationsmessungen 
hervorgegangene neue Katasterkarten ersetzt, die zwar gleichfalls im Meßtisch 
verfahren hergestellt wurden, wobei jedoch die erhobenen Maßzahlen ( haupt­
sächlich Grundstücksbreiten) aufbewahrt wurden und die deshalb auch heute noch 
zur Üb::rprüfung der Richtigkeit der Darstellung der Grenzen benützt werden 
können. 

Im Jahre 1868 wurde das Vermarkungsgesetz .erlassen, das zwar noch keinen 
Vermarkungszwang brachte, aber das Verständnis für die freiwillige Vermarkung 
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zu heben vermochte und den Vermarkungsvollzug zur Erzielung beweiskräftiger 
Grenzvermarkungen regelte. Das Gesetz hatte außerdem durch die Bestimmung, 
daß die gesetzten Grenzzeichen durch die Bezirksgeom�eter einzumessen und in die 
Katasterkarten einzutragen seien, zum erstemal in öffentlich rechtlicher Form den 
engen Zusan1111enhang zwischen Vermessung und Vermarkung festgestellt. Da­
gegen war ein ausreichender strafrechtlicher Schutz fiir die Grenzzeichen nicht 
vorgesehen. Seit dem Jahre 1 868 wurden auch die bei Fortführungsvermessungen 
erhobenen Maßzahlen stets aufbewahrt. Das schon damals viel weiter reichende 
Interesse, sowohl des einzelnen als auch der Allgemeinheit, war durch das Ver­
markungsgesetz nicht zufriedengestellt worden; übereinstimmende Gutachten 
maßgebender Stellen sprachen sich alsbald für seine Nachprüfung aus. Zum Ver­
gleich sei bemerkt, daß die in Österreich derzeit geltenden einschlägigen Bestim­
mungen ( §  8,15 , ABGB, § 12 ,  Abs. 4 ,  Flurverfassungs-Grundsatzgesetz, § 1 09, 
Strafgesetz) nicht ganz so weitreichend sind, wie die des bayerischen Vermarkungs­
gesetzes vom Jahre 1 868 ! 

Das Abmarkungsgesetz vom Jahre 1 900 brachte einen großen Fortschritt 
durch Einführung eines weitgehe1iden öffentlich-rechtlichen Zwanges zur Ver­
markung der Grundstücke. Vermarkungspflicht besteht bei Katasterneuvermessun­
gen, Grenzermittlungen, Teilungen von Grundstücken und Flurabmarkungen 
mit der Einschränkung, daß die Grenzen unbestritten feststehen und mit dem 
rechtlichen Bestand der Grundstücke voll übereinstimmen; bei den im ordent­
lichen Rechtsweg rechtskräftig festgelegten Grenzen entfällt die Einschränkung 
auf unbestrittene Grenzen. Bei Grundteilungen erstreckt sich die Vermarkungs­
pflicht nur auf die neuen Grenzlinien; bei Ermittlung der genauen Flächeninhalte 
der Trennstücke wird es als Nachteil empfunden, daß die Außengrenzen des zu 
teilenden Grundstückes nicht in die Vermarkungspflicht einbezogen wurden. 
0 b die genannten Voraussetzungen im Einzelfall als erfüllt anzusehen sind , kann 
in der Regel erst auf Grund einer örtlichen Grenzvermessung in Verbindung mit 
einer Grenzverhandlung, zu der die beteiligten Grundeigentfüner gegen Nachweis 
zu laden sind, festgestellt werden. Die Zuständigkeit zur Vermarkung sowie die 
niederschriftliche und technische Beurkundung sind zur Schaffung sicherer Unter­
lagen für die Rechtsgültigkeit der Vermarkung geregelt. In der Erkenntnis, daß 
der Zweck einer Grenzvermarkung nur dann voll erreicht wird, wenn auch deren 
Erhaltung gesichert ist, hat das Abmarkungsgesetz einen ausreichenden Schutz 
für die Grenzzeichen festgesetzt. Die Eigentümer sind verpflichtet, die Grenz­
zeichen zu erhalten und, wenn Grenzzeichen abhanden gekommen oder beschädigt 
worden sind, Anzeige zu erstatten. Ferner wird die unbefugte Vornahme einer 
Vermarkung unter Strafe gestellt. Da der strafrechtliche Schutz( §  274 RStGB.), 
wie die Erfahrung gezeigt hat, nicht ausreicht, ergänzt ihn das Abmarkungsgesetz 
durch weitere Strafbestimmungen, die nicht erst die Absicht der Schädigung vor­
aussetzen, sondern schon fahrlässige Zuwiderhandlungen als strafbar erklären. 

Durch das Abmarkungsgesetz war ein Teil der Ursachen für die Zerstörung 
' des Grundsteuerkatasters und fiir die Entstehung von Grenzstreitigkeiten be­
seitigt worden. Die Einführung des deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches ( B GB) 
und die Anlegung des Grundbuches brachten aber den großen Umschwung, da 
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von dem Zeitpunkt, mit dem das Grundbuch als angelegt anzusehen war ( 1 .  Ok­
tober 1910) eine Ersitzung oder die Vollendung einer Ersitzung an einem Rechte 
oder einem Grundstück mit Ausnahme der Tabularersitzung nicht mehr möglich 
war. Die Fälle von Tabularersitzung wirken sich auf die Katasterkarte überhaupt 
nicht oder nur unwesentlich aus : Ist jemand 30 Jahre lang als Eigentiimer eines 
Grundstückes zu Unrecht im Grundbuch eingetragen und hat er während dieser 
Zeit das Grundstück - ob im guten Glauben oder nicht - im Besitz gehabt, so 
erwirbt er kraft der falschen Eintragung das Eigentum an diesem Grundstück, 
soferne kein Widerspruch im Grundbuch eingetragen war. Die Tabularersitzung 
wird zum Beispiel wirksam, wenn der Besitzer auf Grund eines ungültigen Testa­
mentes den früheren Eigentümer beerbt hat. Da es sich hiebei nur um ganze Grund­
stücke ( oder um Rechte) handeln kann, wird das Bild der Kataster karte keine 
Änderung erfahren müssen, es könnte lediglich vorkommen, daß eine Trennungs­
linie zwischen Grundstlicken ungleicher Kulturgattung - also eine technische 
Linie - zur Grenzlinie wird oder umgekehrt, daß eine Grenze untergeht und nur 
mehr als Trenllungslinie Bedeutung hat. Im österreichischen Grundbuchsrecht 
ist die Tabularersitzung, weil durch die Bestimmungen des allg. GBG. vom Jahre 
1 871 über die Löschungsklage gegen den gutgläubigen Dritten ( §§ 63 , 64) über­
holt, mit der Aufhebung der §§ 1467 und 1469 des ABGB. durch die III. Teil­
novelle vom Jahre 1916 beseitigt worden; an der außerbiich::rlichen Ersitzung 
wurde aber festgehalten. Auch in Bayern lag der Grundbuchsanlegeung die Kataster­
karte zu Grunde; die Bezeichnung der Grundstücke im Grundbuch stützt sich auf 
die Bezeichnung der Katastergrundstücke ( in Bayern: Plannummern). Im Gegen­
satz zum österreichischen Grundbuch wurde aber die Führung einer „Grundbuchs­
mappe ( -karte)" nicht angeordnet. Gegen Ende des 1 9. Jahrhunderts hatte die 
Rechtsprechung und Rechtsauslegung der Katasterkarte die Anerkennung als ur­
kundlichen Nachweis des Grenzverlaufs vielfach versagt, den die tatsächlichen 
Verhältnisse und die Bedürfnisse des Lebens ihr stets zuerkannt hatten. Auch 
nach Anlegung des Grundbuches war die Frage nach der Teilnahme der Kataster­
karte an der Vermutung des § 891 BGB. umstritten. ( §  891 BGB. lautet: „ 1 .  Ist 
im Grundbuch für jemand ein Recht eingetragen, so wird vermutet, daß ihm das 
Recht zustehe. 2. Ist im Grundbuch ein eingetragenes Recht gelöscht, so wird 
vermutet, daß das Recht nicht bestehe.") Die Entwicklung nahm jedoch eine andere 
Richtung als in Österreich, denn 10 Monate vor der bereits eingangs genannten 
oberstg.::richtlichen Entscheidung hat das Reichsgericht am 12. Februar 1 910 dahin 
entschieden, daß die Angaben über Nutzungsart, Lage und Flächenmaß der Grund­
stücke an der Vermutung nicht teilnehmen, daß jedoch die Angaben über die zum 
Bestande der Grundstücke gehörige Grundfläche, mit anderen Worten über die 
Begrenzung der Grundstücke, so wie diese aus dem Kataster übernommen worden 
sind, unter die Vermutung fallen. „Denn", so sagt die Begründung zur Reichs­
gerichtsentscheidung, „soll das Rechtsverhältnis des Eigentums an einem Grundstück 
Gegenstand des öffentlichen Glaubens sein , so muß aus diesem ersehen werden 
können, auf welchen abgegrenzten Teil der Erdoberfläche sich das Eigentum. be­
zieht, und das Ersichtliche muß maßgebend sein, weil sonst der öffentliche Glaube 
gegenstandslos sein würde." Da das Grundbuch die Kataster karte insoweit am 
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öffentlichen Glauben beteiligt, muß es  sie folgerichtig auch an der Vermutung 
des § 891 BGB. teilnehmen lassen. 

Dielnstitution des Grundbuches bezweckt vor allem, bestimmte und gesicherte 
Rechtsverhältnisse für unbewegliche Sachen auf sicherer Grundlage zu schaffen 
und zu erhalten. Hiezu ist erforderlich, daß das Grundbuch die Sicherung des 
Eigentums als Selbstzweck und nicht bloß um der Hypotheken willen bewirkt; 
damit ist der Grunderwerb durch außerbiicherliche Ersitzung unvereinbar. Das 
Grundbuch soll aber auch grundsätzlich alle dinglichen Belastungen und nicht 
bloß die Hypotheken erfassen. Dem letzteren Grundsatz wurden jedoch in Bayern 
hinsichtlich der Grunddienstbarkeiten, die im Zeitpunkt der Grundbuchsanlegung 
schon bestanden haben, nicht voll entsprochen. 

Da die Zuverlässigkeit des bayerischen Katasterkartenwerkes durch die 
mangelhafte Vermarkung zur Zeit der Uraufnahme und die Änderungen an den 
Grenzen durch Ersitzungserwerb an manchen Stellen einigermaßen vermindert 
worden war, ehe es zur Grundlage der Grundbuchsanlegung herangezogen wurde , 
wird bei Ermittlung und Wiederherstdlung unkenntlich gewordener Grenzen 
sehr unterschiedlich vorgegangen. Mit Ausnahme der Grenzen nicht verbücherter 
Grundstücke nehmen die Katasterkartengrenzen als „Grundbuchgrenzen" am 
Liegenschaftsrecht teil. Formale Beweiskraft kommt den Grenzen zu, die im Voll­
zug des Abmarkungsgesetzes vom 30. Juni 1 900 rechtsgültig abgemarkt wurden. 
Allen Anfechtungen entrückt sind zugunsten des gutgläubigen Erwerbers die in 
der Kataster karte dargestellten „Buchgrenzen" ; dies gilt auch bei Zuschlag in der 
Zwangsversteigerung. Flir alle übrigen im Grundbuch und in der Katasterkarte 
(jetzt auch Flur karte genannt!) iibereinstimmend ausgewiesenen Grundstücke 
besteht für die Grenzen bis zur Widerlegung die Rechtsvermutung des § 891 BGB. 
Ist die Besitzgrenze ordnungsgemäß vermarkt und ist die Glaubwürdigkeit der 
Vermarkungerwiesen, so widerlegt s ie die auf der Kataster karte dargesteÜte Grenze. 
Die Vermarkung kann hiebei auch aus Steingelegen, Steinmauern oder Boden­
löchern von ganz bestimmter Form in steinigen Waldböden bestehen, wenn sie 
seit Generationen unverändert verbürgt ist. Eine von der Darstellung der Kataster­
karte abweichende Besitzgrenze kann durch vor der Grundbuchanlegung voll­
endete Ersitzung zur Eigentumsgrenze geworden sein .  Anhaltspunkte hiefiir, 
ebenso dafür, ob ein Erwerb durch formlosen Vertrag vor dem Notariatsgesetz 
vom 10. November 1861 anzunehmen ist, geben nur noch die Erinnerungen 
alter Leute oder alte Schriftstücke. 

Die Grenzermittlung kann nur innerhalb der Genauigkeit erfolgen , mit der 
die Grenze in der Flur karte und ihren Unterlagen festgehalten wurde. Das bayerische 
Landesvermessungsamt gibt als mittleren Fehler ( mittlere Unsicherheit !)  der Ko­
ordinaten eines Kartenpunktes der Flurkarte im Maßstab 1 :  5000 auf Grund prak­
tischer Erfahrungen und theoretischer Untersuchungen ± 0 ·4  111 bis ± 1 111 je nach 
Güte des einzelnen Kartenblattes an. Zeigt sich zwischen der Darstellung des Grenz­
verlaufes auf der Flurkarte und der Grenze in der Örtlichkeit eine Differenz inner­
halb dieser Genauigkeits grenze, so hat eine Korrektur der Grenze zt1 unterbleiben. 
Dfrse Genauigkeit erscheint gegenüber der im Maßstab 1 :  2880 gleichfalls nach 
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dem M;:ß tischverfahren hergestellten österreichischen Katastralmappe sehr hoch. 
Beim Vergleich ist aber zu beachten, daß die als Ausgangspunkte für die Detail­
aufnahme dienenden Meßtischtriangulierungspunkte zum größten Teil auf den 
Trianguliernngsblättern im Maßstab 1 :  14 .400 graphisch bestimmt und die Er­
gebnisse - wenn auch mit größter Sorgfalt - auf das fünffache vergrößert im 
Maßstab 1 :  2880 auf den Mappenblättern aufgetragen wurden; die Genauigkeit 
der Lage dieser Triangulierungspunkte ist somit vom Maßstab des Mappenblattes 
weitgehend unabhängig. Da von diesen Ausgangspunkten weitere Meßtischstand­
punkte bestimmt wurden, gilt dasselbe zufolge Fehlerfortpflanzung auch für die 
Genauigkeit (den mittleren Punktlagefehler) dieser Punkte. In einem für Meßtisch­
aufnahmen günstigen Gelände (dies trifft für große Teile Bayerns zu) bedarf die 
Meßtischaufnahme im_ Maßstab 1 :  5000 nur rund ein Viertel der Anzahl der Meß­
tischstandpunkte einer solchen im Maßstab l :  2880, d. h. aber, daß die Aufnahme 
l :  5000 einheitlicher wird, weil das von einem Standpunktpaar aufgenommene 
Gebiet etwa viermal so groß ist; dazu kommt noch, daß viel weniger Grenzen 
von den Blatträndern durchschnitten werden, wo erfahrungsgemäß die größten 
Verzerrungen bei der Meßtischaufnahme auftreten, und daß schließlich die Darstel­
lung in Rahmenkarten (wie in Bayern) einheitlicher "ist, als die nach Katastral­
gemeinden. Bleibt als einziger Vorzug der Katastralmappe im Maßstab 1 :  2880 
die genauere und deutlichere Darstellung kleiner Details im Grenzverlauf, wie 
z. B. ein- oder ausspringender Haken, Winkel oder Ecken. Man kann daher im 
Durchschnitt annehmen, daß zu gleicher Zeit entstandene bayerische Kataster­
karten und österreichische Katastralmappen technisch einander gleichwertig sind. 
Die Neuvermessungen werden in Bayern seit dem Jahre 1 87 4 nach Zahlenmethoden 
(Orthogonalaufnahme, in j iingster Zeit vereinzelt auchPolaraufnahn1e) ausgeführt; 
sie weisen daher die diesen Methoden innewohnende hohe Genauigkeit auf. In 
Österreich fand die Orthogonalaufnahme bei Neuvermessungen ein Jahrzehnt 
später Eingang und verdrängte erst zu Anfang unseres Jahrhunderts die Meßtisch­
aufnahme fast gänzlich. Die nördliche Hälfte des Burgenlandes wurde noch während 
der Zugehörigkeit zu Ungarn in der Zeit von 1900 bis 1 912 mittels Meßtischauf­
nahme neuvermessen .  Nach dem Jahre 1918  kamen bei Neuvermessungen nur 
mehr Zahlenmethoden, und zwar neben der Orthogonalaufnahme immer mehr die 
Polar- und die Schnittmethode mit den auch für die Grenzpunkte berechneten 
Landeskoordinaten sowie in jüngster Zeit vereinzelt Luftbildaufnahmen zur An­
wendung. Trotz der technisch fast völligen Gleichwertigkeit der bayerischen Flur­
karte mit der österreichischen Katastralmappe fanden die beiden Werke eine ganz 
gegenteilige Bewertung bei Erneuerung bestrittener Grenzen. 

Die SchllJeizer Gn11ufb11chsver111ess1111g wurde rund 100 Jahre später begonnen 
als das österreichische und das baye�ische Katasterwerk. Bis zum Inkrafttreten de s 
schweizerischen Zivilgesetzbuches (SZGB.) im Jahre 1912 waren die Gesetz­
gebung über die unbeweglichen Sachen und die Grundstücksvermessung aus­
schließlich Angelegenheit der Kantone. Die Katastralvennessung erfolgte zu Beginn 
des 19 .  Jahrhunderts nach französischem Vorbild zuerst in den Kantonen W aadt 
und Genf mittels Meßtischaufnahme. Später führten eine Reihe anderer Kantone 
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über Teil gebiete Grundstücksvermessungen auf gesetzlicher oder freiwilliger 
Grundlage durch. Nur die beiden Kantone Glarus und Appenzell/I.-Rh. hatten 
bei Inkrafttreten des SZGB. noch keine Grundstücksvermessungen vornehmen 
lassen. Die angeordneten Vermessungen dienten vorerst zur Anlegung zuverlässiger 
Grundsteuerkataster. Manche Kantone erkannten aber bald, daß die Vermessungs­
werke nicht nur fiskalischen, sondern auch anderen Zwecken, insbesondere dem 
Liegenschaftsverkehr nützlich seien. Mit der regierungsrätlichen Anerkennung 
der Vermessungswerke erlangten s ie amtlichen Charakter und die Beweiskraft 
öffentlicher Urkunden; in manchen Kantonen bildeten sie, je nach den gesetzlichen 
Bestimmungen des Sachenrechts, die Grundlage für die Anlegung und Führung 
von Grundbüchern oder Hypothekenbüchern. Sie dienten so der Hebung des öffent­
lichen Kredites und der Sicherung des Grundeigentums; aus diesen Erwägungen 
wurde im Jahre 1868 die Orthogonalaufnahme als eine der Meßtischaufnahme 
an Genauigkeit überlegene Zahlenmethode in der Schweiz eingeführt. Alle 
Katastral- und Gtulldbuchsvermessungswerke wurden seit ihrer Erstellung 
fortgeführt. 

Die Erfahrungen, welche man in verschiedenen l(antoncn mit den Ver­
messungswerken machte, zeigten unzweideutig, daß das Grundbuch seine ganze 
Niitzlichkeit för die Sicherheit des Liegenschaftsvcrkehrcs und die Klarstellung 
der Rechtsverhältnisse erst dann erlangt, wenn es auf zuverlässige Pläne verweisen 
kann. Deshalb sprach der Schöpfer der SZGB. Prof. Dr. Engen H u b  c r immer 
von der „geometrischen Vermessung als einem unerläßlichen Element der Be­
schreibung der Grundstücke". Gemäß Art. 950 SZGB. soll die Aufnahme und 
Beschreibung der einzelnen Grundstöcke i m  Grundbuch anhand eines Planes er­
folgen, der in der Regel auf einer amtlichen Vermessung beruht. Der Bunderat 
hat zu bestimmen, nach welchen Grundsätzen die Pläne anzulegen sind. Für die 
Grundbuchpläne setzt Artikel 668 fest, daß ihre Richtigkeit vermutet wird, falls 
sie sich mit den Abgrenzungen ( an den Grundstücken) nicht widersprechen. Da das 
Grundbuch gern. Artikel 9:12 aus dem Hauptbuch und den das Hauptbuch ergän­
zenden Plänen, Liegenschaftsverzeichnissen, Belegen, Liegenschaftsbeschreibungen 
.md dem Tagebuch besteht, so erstreckt sich die Bestimmung des Artikels 973 
( „W er s ich in gutem Glauben auf einen Eintragim Grundbuch verlassen und darauf­
hin Eigentum oder andere dringliche Rechte erworben hat, ist in diesem Erwerbe 
zu schützen.") auch auf die Grundbuchspläne. Darin liegt eine zugunsten des 
gutgläubigen D i"itter wer bers aus gesprochene Fiktion der Wahrheit und Vollständig­
keit der im Grundbuche enthaltenen, veröffentlichten dinglichen Rechte an Grund­
stöcken, sowohl in Ansehung ihres Bestandes als auch ihres Umfanges und Ranges. 
Dieser Gutglaubensschutz des Grundbuches erstreckt sich nicht bloß auf die Ein­
tragungen im Hauptbuch, sondern auch auf die Darstellung der Grenzen in den 
Grundbuchsplänen, nicht aber auf die sog. beschreibenden Angaben tatsächlicher 
Art, wie Flächeninhalt, Kulturart, Gebäudebestand, Lage und Bonität sowie die 
Schätzungen. Die Schweiz hat damit das Prinzip des Gutglaubensschutzes bis zur 
letztenFolgerichtigkeit im SZGB. entwickelt, die nur durch eine straffe Ordnung 
der Prüfungspflicht der Grundbuchverwalter und die Haftung des Staates für die 
Grundbuchführung sowie die Zulässigkeit der Richtigstellungsklage ( Art. 975) 



84 

und der Vorm::rku11gen im Sinne von Art. 960, Z. 1 und 961,  Z. 1 erträglich er­
scheinen mag. 1) 

Von großer Bedeutung für die Grundbuchpläne s ind die Bestimmungen des 
SZGB. über den Eigentumserwerb durch Ersitzung. Neben der i m  Art. 661  als 
ordentliche Ersitzung bezeichneten Tabularersitzung ist  im Art. 662 die außer­
ordentliche Ersitzung wie folgt geregelt : 

„Besi tzt jemand ein Grundstück, das nicht im Grundbuch aufgenommen ist, 
ununterbrochen und unangefochten \välm:nd :10 Jahren als sein Eigentum , so kann 
er v.�rlangen , daß er als Eigentümer ei ngetragen wird. 

Unter den gleichen Voraussetzungen steht dieses Recht dem Besitzer eines 
Grundsti.ickes zu, dessen Eigentümer aus dem Grurnlbuch nicht ersi chtlich i s t  oder 
bei Beginn der Ersitzungsfrist von :30 Jahren tot oder verschollen erklärt \var. 

Die Eintragung darf jedoch nur auf Verfiigung des Richters erfolgen, nach­
dem binnen einer durch amtliche Anskiindigung angesetzten Fris t  kein Einspruch 
erhoben oder der erfolgte Einspruch abgewiesen worden ist." 

Die Aneignung herrenlosen Lmdes ( Art. fi58) wird durch das kantonale 
Recht geregelt ( Art. 664, Abs. 3) . 

Jeder Grundstücksvermessung hat nach den Bestimmungen des Bundesr::its­
beschlusses vom 10. Juni HJHJ eine dauerhafte Vermarkung vorauszugehen. Die 
Vermarkungsinstruktionen sind gern . Art. 9 dieses B unclesratsbeschl usscs durch 
die Kantone aufzustellen. 

Aus diesen sehr weit gehenden Bestimmungen ergeben s ich groBe Anforde­
rungen an cl::is Verm::ssnngswerk; nur ein Vermessungswerk von hoher Gtite kann 
ihnen entsprechen . .  Es i s t  daher nicht verwunderlich, daß ein erheblicher Teil der 
zur Zeit des Inkrafttretens des SZGB. bereits bestehenden Vermessungswerke als 

1) Art. 9 7 5 .  Ist der Eintrag eines dinglichen Rechtes ungerecht ,  oder ein richtiger 
Eintrag in ungerechtfertigter Weise gelöscht oder verändert worden ,  so kann jedermann ,  
der  dadurch in  seinen dinglichen Rechten verletzt i s t ,  auf  Löschung oder Abänderung 
des Eintrages klagen . 

Art. 960 .  Verfügungsbeschränkungen können für einzelne Grundstiicke vorge­
merkt werden : 

1 .  auf Grund einer amtlichen Anordnung zur Sicherung s treitiger oder vollzieh­
barer Anspriiche, 

2 . . . . . . . . . . . . . . .  . 
3 .  

D i e  Verfügungsbeschränkungen erhalten durch die Vonnerkung Wirkung gegen-
iiberjedem später erworbenen Rechte. 

Art. 961 . Vorläufige Eintragungen können vorgem.erkt werden : 

1 .  zur Sicherung beha1ipteter dinglicher Rechte , 
2 . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Sie geschehen rn.it Einwilligung aller Beteiligten oder auf Anordnung des Richters 

mit der Folge, daß das Recht für den Fall seiner späteren Fest s tellung vom Zeitpunkte der 
Vormerkung an  dinglich wirksam wird. 

Über das Begehren entscheidet der Richter in  schnellem Verfahren und bewilligt, 
n achdem der Ansprecher seine Berechtigung glaubhaft gemacht hat, die Vormerkung, 
indem er deren Wirkung zeitlich und sachlich genau fests tellt und nötigenfalls zur ge­
richtlichen Geltendmachung der Anspriiche eine Frist ansetzt. 
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Grundbuchvermessung nicht anerkannt wurden. Die Bedingungen für die An­
erkennung enthält Art. 19 der Verordnung des schweizerischen Bundesrates vom 
5 .Jänner Hl34 iiber die Grundbuchvermessungen. Bestehende Vermessungnverke, 
die diesen Bestimmungen nur tei lweise genügten, wurden lediglich provisorisch 
anerkannt; hierunter fallen insbesondere die eingangs genannten Katastralver­
messungen aus dem Anfang des 19. Jahrhunderts. Sie sind im Laufe der Zeit durch 
Neuvermessungswerke zu ersetzen. Überdies sind die bisher überhaupt noch nicht 
vermessenen Gebiete einer Neuvermessung zu unterziehen, so daß die Beendigung 
der Neuvermessungsarbeiten programmgemäß erst for das Ende unseres Jahr­
hunderts vorgesehen ist. 

Die Gmauigkeitsanforderungen an die Neuvermessungswerke sind dem 
Bodenwert nach in 3 Stufen (Instruktions gebiete) unterteilt. Im Hochgebirge werden 
kahles Gestein und Gletscher nicht vermessen. Als Aufnahmeverfahren sind die 
auch in Österreich und Bayern gebräuchlichen Zahlenmethoden, und zwar die 
Orthogonalaufnahme und die Polaraufnahme und für das Instruktionsgebiet III 
mit niedrigem Bodenwert auch die Meßtischaufnahme, die allerdings nunmehr 
schon fast vollkommen von der Luftbildaufnahme verdrängt wurde, vorgeschrieben. 
Es darf im Zusammenhang mit der Beibehaltung der Meßtischaufnahmemethode 
darauf verwiesen werden, daß über ausgedehnte Gebiete mit geringwertigem Boden 
keine Grundstiicksvermessungen in der Schweiz existieren und daß auch dieses 
Verfahren gute Ergebnisse liefert, wenn nur vorgesorgt wird, daß die dabei er­
hobenen Maßzahlen erhalten bleiben. Alle Grundbuchsvermessungen sind auf 
der Grundlage einer einheitlichen über das ganze Staatsgebiet sich erstrecken­
den Triangulierung vorzunehmen. 

Die in der Schweiz getroffene Regelung fußt wohl nicht nur auf eigenen 
Erfahrungen, sondern ist sicherlich auch von den Erfahrungen der Nachbarstaaten, 
insbesondere Deutschlands beeinflußt worden; sie ist zwar die vollkommenste, 
bedingt aber eine nicht unerhebliche Belastung der Staatsfinanzen. 

Der tschechosio 1vakische Gn111dkataster ist aus dem seinerzeit mit dem bereits 
eingangs erwähnten kaiserlichen Patent vom 23. Dezember 1817 eingeführten 
österreichischen Grundsteuerkataster hervorgegangen. Seine Entwicklung stimmt 
bis zum Inkrafttreten des Katastralgesetzes (K.G.) vom 1 6. Dezember 1927 mit der 
des österreichischen Grundsteuerkatasters völlig überein. Die Meßtischaufnahmen 
in den zum tschechoslowakischen Staatsgebiet gehörenden Teilen des alten Öster­
reich wurden im Jahre 1821 in Mähren begonnen und 1840 in Böhmen beendet; 
sie konnten auf Grund der Erfahrungen bei den Vermessungen in Niederösterreich 
in Angriff genommen werden. Auch für die späteren Neuvermessungen galten bis 
zum l .  Jänner 1928, mit dem das K.G. wirksam wurde, die gleichen Bestimmungen 
wie in Österreich. 

Im Gegensatz zur Katastralgesetzgebung blieb das Grundbuchsrecht der 
alten Donaumonarchie im tschechoslowakischen Staate nahezu unverändert er­
halten. Das bereits eingangs erwähnte allg. GBG. vom 25. Juli 1871,  RGBl. Nr. 95 , 
und das Landesgesetz vom 5 .  Dezember 1874 über die Anlegung neuer Grund­
bücher und über deren innere Einrichtung sowie das Gesetz vom 25. Juli 1871,  
RGBl. Nr. 96, über das im Falle der Anlegung, Ergänzung, Wiederherstellung oder 
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Änderung von Grund- oder Bergbüchern zum Zwecke der Richtigstellung derselben 
einzuleitende Verfahren, bildeten auch die Grundlage für die Einrichtung, An­
legung und Führung der tschechoslowakischen Grundbücher .  Da aber zur Zeit 
der Erlassung der Anlegungsgesetze für Tirol und Vorarlberg, in denen zum ersten 
Mal der Grundsatz, „die Grundbuchsmappe diene nur zur Veranschaulichung der 
Lage der Liegenschaften" zum Ausdruck kam, die Anlegung der Grundbücher in 
den später zum tschechoslowakischen Staatsverband zusammengefaßten Gebieten 
bereits abgeschlossen war, blieb der Justizministerialerlaß vom 1 1 .  April 1 878, 
Zl. 3676, in Geltung, wonach die Grundbuchsmappe einen intregrierenden Be­
standteil des Grundbuches bildet. Die im § 3 des österreichischen allg. GAG. vom 
19. Dezember 1929 enthaltene Bestimmung ist dem tschechoslowakischen Grund­
buchsrecht fremd geblieben. 

Das Katastralgesetz, ( K.G.) vom_ 16 .  Dezember 1927 und die Regierungs­
verordnung (R.V.) vom 23. Mai 1930, zur teilweisen Durchführung des genannten 
Gesetzes, halten zwar an der vom alten Österreich übernommenen Katastralgesetz­
gebung fest, enthalten aber einige sehr bedeutungsvolle Neuerungen. § 1 6, Abs. 1 ,  
K.G. lautet :  „In den Grundkataster ist der Name des rechtmäßigen Besitzers des 
Grundstückes und sein Wohnort einzutragen. "  Hiezu erläutert § 19, Abs. 1 ,  R.V. : 
„Als rechtmäßiger Besitzer ist im Grundkataster nur der Besitzer anzusehen, dessen 
Grundbesitz auf einem gültigem Rechtsgrunde beruht." Dadurch ist der im § 1 
des Evhg. RGBl. Nr.83/1883, genannte „faktische Besitzer" in der Art des Erlasses 
des Ministeriums der Finanzen vom 2. Oktober 1 888, Zl. 29135, ersetzt worden. Die 
Vermarkungspflicht fiir alle Grenzen, deren Feststellung anläßlich der Katastral­
vermessung erforderlich ist, wurde im § 12, Abs . 1 und 2, K.G. angeordnet, wo­
gegen gern. § 23 Evhg. lediglich die Vermarkung der neuentstandenen Teilungs­
inien zu veranlassen war. Bemerkenswert ist die Anordnung im § 68, Abs. l ,K.G„ 
daß auch jene neuen Besitzgrenzen zu vermarken sind, die in der Mappe bereits 
als Kulturabgrenzungen eingezeichnet sind. In den §§ 13 ,  14 und 18 ,  Abs. 2 der 
R.V. s ind genaue Weisungen über die Art der Vermarkung und die Tragung der 
Kosten enthalten . Die Feststell ung der Grenze erfolgt kommissionell und ist zur 
Erzielung einer beweiskräftigen Vermarkung in einem Protokoll festzuhalten 
( §  9 K.G.) ; eine ähnliche Regelung enthält § 1 1  ( K.G.) für die Feststellung der 
Gemeindegrenzen. Eine Definition des Neuvermessungsverfahrens enthält § 9 
K.G„ wozu noch § 9 R.V. sehr genaue Anweisungen gibt; das Evhg. enthält über­
haupt keine Weisungen für Neuvermessungen . Sehr ausführlich ist auch das Ver­
fahren über strittige Besitzgrenzen festgelegt, das früher lediglich in einem Erlaß 
des Finanzministeriums vom 4 .  Februar 1903, Zl. 68 .416/1902 erörtert worden war. 
§ 12, Abs. 3 K.G. lautet :  „Strittige Teile von Grundstücken bilden keine selbstän­
digen Parzellen . Über jede strittige Besitzgrenze wird ein besonderes ausführliches 
Protokoll verfaßt und dem örtlich zuständigen Grundbuchsgerichte zur Einleitung 
des entsprechenden Verfahrens übersendet ." Weiters setzt § 15 ,  Abs. 1 der R.V. 
fest ,  daß hinsichtlich der vom Katastralvermessungsamt dem Grundbuchsgerichte 
zur Kenntnis gebrachten strittigen Besitzgrenzen das Gericht das Verfahren wie 
hinsichtlich einer angemeldeten Änderung einzuleiten habe. Für den Fall, daß eine 
rechtskräftige gerichtliche Entscheidung nicht rasch erfolgt, ordne t § 15 ,  Abs. 2, 
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R.V. an: „Fällt das Gericht über die strittige Besitzgrenze nicht spätestens bis zur 
Beendigung der Vermessungsarbeiten in dem Katastralgebiete eine rechtskräftige 
Entscheidung, so wird die strittige Besitzgrenze als vorläufige Grenze ( auf den 
Mappen durch eine strichpunktierte Linie) nach dem letzten Stande des ruhigen 
Besitzes und, wenn sich dieser Stand nicht feststellen läßt, nach der bisher gültigen 
Eintragung( Einzeiclurnng) im Grundkataster oder im öffentlichen Buche oder nach 
sonstigen Beweismitteln eingezeichnet. Eine solche Einzeichnung einer strittigen 
Grenze hat keine privatrechtlichen flolgen." Bei Einzeichnung der vorläufigen 
Grenze soll also weitgehend § 851 ABGB berücksichtigt werden. Für neue strittige 
Besitzgrenzen ordnet § 68, Absatz 2 an, daß sie aus dem Verfahren auszuscheiden 
seien. Sehr ausführlich sind auch die Bestimmungen über die Berichtigung von 
Ungenauigkeiten oder Fehlern in der Darstellung auf der Mappe. Der § 39 K.G. 
lautet: „Die Mappe wird berichtigt, wenn unstreitig sichergestell t  ist, daß die Ein­
zeichnung der Lage oder Gestal t  des Gegenstandes der Vermessung, bzw. eines 
Komplexes solcher Gegenstände auf der Mappe mit dem tatsächlichen Stande nicht 
übereinstimmt und niemals übereingestimmt hat, daß sie also auf der Mappe offen­
bar irrtümlich durchgeführt wurde und daß die gegenwärtige Lage und Gestalt 
des Gegenstandes der Vermessung in der Natur von den Parteien rechtsgültig an­
erkannt sind." Hiezu wurde im § 36 ,  Abs. l ,  der R.V. festgesetzt: „Unter rechts­
gültiger Anerkennung des tatsächlichen Standes ist zu verstehen: 

a) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
b) bei den Besitzgrenzeti : die mit der Erklärung der beteiligten Besitzer 

belegtefleststellung der Kommission (§§ 9 und 6 1  K.G.) darüber, daß sie die Besitz­
grenzen in der Natur als richtig anerkennen und daß diese seit der Zeit ihrer Ver­
messung und Darstellung auf der Katastralmappe nicht geändert worden sind" ; 
und im Abs. 2 des gleichen § :  „ Soll die Einzeichnung einer Besitzgrenze richtigge­
stell twerden, die in der Wirklichkeitnicht geändert wurde, und ist die Einzeichnung 
nicht älter als 30 Jahre, so ist zu prüfen, ob infolge der fehlerhaften Einzeichnung 
der Besitzgrenzen nicht auch unvollständige oder fehlerhafte Urkunden (z. B. bei 
fehlerhafter Berechnung des Kaufpreises) aus gefertigt wurden, die einer Eintragung 
in  die öffentlichen Bücher zur Grundlage gedient haben. Ist dies geschehen, so ist 
es im Anmeldungsblatte ausdrücklich anzumerken. Eine solche Richtigstellung 
der Einzeichnung kann durch Eintragung ( §  86 K.G.) im Grundkataster und von 
Amts wegen in den öffentlichen Büchern, und zwar auch bei Erzielung der Zu­
stimmung der Besitzer der Nachbargrundstücke, bloß auf Grund einer ordentlichen 
Erwerbsurkunde durchgeführt werden." M�n vergleiche hiezu die in Österreich 
derzeit noch geltenden Bestimmungen des § 10 Evhg. und der hiezu ergangenen 
Durchführungsverordnung vom 1 1 .  Juni 1883, RGBl. Nr. 91 .  Da der Hauptzweck 
des Grundsteuerkatasters nach dem K.G. nicht mehr allein in der Steuerbemessung 
gelegen war, trat an die Stelle der vom alten Österreich übernommenen die zu­
treffendere Bezeichnung „Grundkataster". Bei Verfassung des K.G. und der R.V. 
wurde mit aller Gründlichkeit vorgegangen, denn das Gesetz umfaßt 29, die Re­
gierungsverordnung aber gar 47 Druckseiten. Es erweckt überhaupt den Anschein, 
als ob es dem Gesetzgeber weniger um die Knappheit des Ausdruckes, als um die 
Absicht zu tun gewesen wäre, die Bestimmungen in aller Deutlichkeit und Ver-
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ständlichkei t den beteiligten Kreisen näher zu bringen und Auslegungsschwierig­
keiten zu vermeiden. 

Der tschechoslowakische Staat mußte in den von der ungarischen Reichs­
hälfte übernommenen Gebieten ähnlich wie Österreich im Burgenland eine Grund­
buchsneuanlegung vornehmen; als Grundlage dienten - soweit vorhanden -
die Katastralmappen der ungarischen Neuvermessung, die, wie bereits erwähnt, 
bis zum Jahre 1918  noch nicht abgeschlossen war; ein erheblicher Teil des Gebietes 
mußte som.it neuvermessen werden. Als Aufnahmsverfahren der Neuvermessung 
kommt hauptsächlich die Orthogonalmethode, vereinzelt auch die Polar- und die 
Schnittmethode sowie neben diesen Zahlenmethoden für geringwertigere Gebiete 
auch die Meßtischmethode zur Anwendung. 

Da die Ei11richt1111g des Gm11Jste11erkatasters 1111J des Grn11db11ches i1I Ungarn 
vor dem Jahre 1918  sowohl für das Burgenland als auch für die Slowakei von Be­
deutung war, dürfte eine diesbezügliche kurze Schilderung am Platze sein. Mit 
den kaiserlichen Patenten vom 20. und 3 1 .  Oktober 1 849 wurde die Einführung 
des stabilen Katasters in den Kronländern Ungarn, Siebenbürgen,  Kroatien, Sla­
wonien, der W ojwodina und im Temescher Banate verfügt. In den genannten, im 
Jahre 1 86 7  zur ungarischen Reichshälfte vereinigten Kronländern erfolgte die 
Katastralaufnalune nach den gleichen Prinzipien wie in den anderen Teilen Öster­
reichs, nämlich nach der Meßtischmethode auf Grund einer einheitlichen Trian­
gulierung. Die schon durch Jahrzehnte gesammelte Erfahrung und ein Stab ge­
schulter Techniker ließen eine Katastraltnappe erstehen, deren Genauigkeit  jener 
von Tirol und Vorarlberg keinesfalls nachstand. Die nach dem Sieg über die 
Revolution im Jahre 1 848 einsetzende engere Bindung Ungarns und seiner Neben­
länder an Österreich führte in diesen Gebieten aber im Jahre 1855 auch zur Errich­
tung von Grundbüchern und zu einer Grundbuchsordnung, die in Österreich 
ungarische, in Ungarn , wo sie in der Hauptsache auch nach dem Jahre 1918  in 
Geltung blieb, österreichische genannt wurde. Zur Bezeichnung der Grundstücke 
im Grundbuch wurden aber eigenartigerweise die Grundstücksnummern der Kata­
stralmappe nicht verwendet; die Bezeichnung erfolgte sogar teilweise nach anderen 
Grundsätzen , so daß mehrere in physischem Zusammenhang stehende Grundstiicke 
eines Eigentiimers, die im Grundsteuerkataster getrennt ausgewiesen wurden , in 
das Grundbuch unter einer Bezeichnung Aufnahme fanden. Auch der umgekehrte 
Vorgang wurde manchmal eingehalten. Als Grundbuchsmappen wurden häufig 
flüchtig gezeichnete Inselpläne über einzelne Riede verwendet, die einen anderen 
Maßstab als die Katastralmappe aufwiesen; sogar Freihandzeichnungen finden sich 
darunter. Fiir den Grundsteuerkataster von Bedeutung war der im Jahre 1 875 
sanktionierte „Gesetzesartikel über die Grundsteuerregulierung" und der dem Evhg. 
nachgebildete im Jahre 1 885 sanktionierte „ Gesetzesartikel i.i ber die Evi denzhal tung 
des Grundsteuerkatasters". Das Fehlen einer ausreichenden dauerhaften Ver­
markung und der Erwerb von Grundstiicksteilen durch Ersitzung veränderten 
die Grenzen so sehr, daß die Beibehaltung der Katastraluraufnahme und ihre Fort­
führung schon nach 40 Jahren unzweckmäßig schien .  Da auch Maßnahmen der 
Bodenreform in manchen Gebieten große Veränderungen verursachten ,  wurde 
die Neuverinessung Ungarns unvermeidlich. Eine Nentriangnlierung bildete die 
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Grundlage; das Netz wurde sehr stark verdichtet und dauerhaft stabilisiert, so daß 
für die Fortführung ausreichend Anhaltspunkte vorhanden sind. Dauerhaft ver­
markt wurden allerdings auch anläßlich der Neuvermessung nur die Gemeinde­
grenzen und der Herrschaftsbesitz. Die Detailaufnahme erfolgte nach der Meß­
tisclunethode, die- erhobenen Maßzahlen wurden in Feldskizzen eingetragen und 
können zu Grenzerneuerungen herangezogen werden. Die Darstellung erfolgte 
im gleichen Maßstab wie die Katastralaufoahme, nämlich 1 :  2880. In den Stadt­
gebieten und Ortsrieden, vereinzelt auch in ganzen ländlichen Katastralgemeinden 
kam die Orthogonalmethode zur Anwendung. Als Kuriosmn sei vermerkt, daß 
als Maßeinheit nicht das Meter eingeführt, sondern die Klafter beibehalten wurde. 
Eigenartigerweise wurde bei der N mnerierung der Grundstücke auf dieim Grund­
buch enthaltene Bezeichnung keine Rücksicht genommen. Im Jahre 1918 war die 
Neuvermessung bis in die Randgebiete Ungarns fortgeschritten, aber noch nicht 
beendet; deshalb blieb es der Republik Österreich vorbehalten, Teile des Burgenlan­
des und der Tschechoslowakischen Republik sowie der Slowakei neu zu vermessen. 

In jenen Gebieten des Burgenlandes, die noch nicht neuvermessen wurden 
und in denen die Grundbuchsneuanlegung noch nicht erfolgte, befindet sichj edoch 
das „ ungarische" Grundbuch in einem noch übleren Z�1stand als der Grundsteuer­
kataster. Da die Schutzmacht eines Grundbuches, dessen Mappe tatsächlich besten­
falls zur Veranschaulichung der Lage der Liegenschaften dienen kann, sich auf die 
Abgrenzung des Eigentums an Grund und Boden überhaupt nicht erstrecken kann, 
war das Interesse der Bevölkerung an einer solchen Einrichtung von allem An­
fang an gering. Die Grundeigentümer erkannten infolge der völligen Trennung 
von Grundsteuerkataster und Grundbuch alsbald, daß ersterer insbesondere in 
der Form der bei den Gemeinden bcf111dlichen „Lagerbücher", in denen neben den 
Flächen der Gmndstiicke auch deren Breitenmaße enthalten sind, für sie viel 
wichtigere Angaben enthielt ;  denn der Hypothekarverkehr verblieb in beschei­
denem Ausmaß. Ortsfremden Personen war mit den Angaben des Grundbuches 
ohne genaue, pla11liche Darstellung der Eigentumsverhältnisse nicht viel gedient, 
sie blieben auf die Angaben ortskundiger Leute angewies�n, denen sie auf Treu 
und Glauben vertrauen mußten. Da die bäuerliche Bevölkerung ein solches Grund­
buch nicht als Garanten ihres Eigentums ansah, wurde die Einrichtung als lästiges 
Übel empfunden. So ließ man einen erheblichen Teil der Eigentumsübergänge 
nicht verbüchern; sie kamen von allem Anfang wegen mangelnder Zusam1nen­
arbeit zwischen Grundsteuerkataster und Grundbuch letzterem auch gar nicht zur 
Kenntnis. Dieitn „ ungarischen" Grundbuch des Burgenlandes eingetragenen Eigen­
tfüner sind oft schon vor mehr als einem halben Jahrhundert gestorben und ist der 
Eigentumsübergang durch Erbfolge oder Ersitzung vor langer Zeit erfolgt. Drängt 
sich da nicht der Vergleich zu den „papierenen Grenzen der Mappe" auf, von 
denen in dem eingangs erwähnten Werk über „Österreichisches Grundbuchsrecht" 
der Meinung A 'Jsdruck gegeben wird, daß sie gegenüber den Naturgrenzen nicht 

e 1tscheidend sein sollen? Ist solch ein papierenes Grundbuch mit den Namen ge­
"' esener Eigentümer und den Namen nicht mehr auffindbarer Grundstücke nicht 
ein�m Traumbuch vergleichbar? Es ist aber nicht die „Zeit", die das Grundbuch 
überwunden hat, denn dieses Grundbuch ist „vorzeitig" unbrauchbar geworden, 
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weil die Bevölkerung von A�1beginn erkannte, daß es zur Sicherung der Grenzen 
und damit zum Schutze des Umfanges des Eigentums an Grund und Boden nicht 
geeignet sei. In Österreich ist durch die stete Zusammenarbeit zwischen Grundbuch 
und Grundsteuerkataster die Erkenntnis nur sehr langsam in die Bevölkerung vor­
gedrungen, daß die Rechtssprechung der Katastralmappe gleichwie der Grund­
buchsmappe die Anerkennung als urkundlichen Nachweis des Grenzverlaufes 
versage. Mit dem Fortschreiten der Neuvermessung können im Burgenland neue 
Grundbücher in mühevollster Arbeit angelegt werden. Für die als Grundlage zur 
Anlegung dienende Grundbuchsmappe, die aus einer Neuvermessung hervor­
gegangen ist, gilt wie bereits erwähnt, gem. § 3 allg. GAG., daß s ie lediglich zur 
Veranschaulichung der Lage der Liegenschaften bestimmt sei. Ja, das allg. GAG. 
trat erst etwa zu Beginn der Grundbuchsanlegung im Burgenland in Kraft. Das 
Neuvermessungswerk ist in den Vertrauensgrundsatz nicht einbezogen, es bleibt 
bei Streitigkeiten an den Grenzen , falls der letzte ruhige Besitzstand feststellbar 
ist, außer Betracht; der Ersitzungserwerb an Grundstücksteilen hat an den aus der 
ungarischenNeuvermessung hervorgegangenen Katastralmappen sein Zerstörungs­
werk bereits begonnen und wird es in wenigen Jahren auch an den österreichischen 
Neuvermessungsmappen b::ginnen können. Ist die aus Neuvermessungen hervor-
gegangeneKatastralmappe 

.
so unzuverlässig, daß das in B ayern oder in der Schweiz 

vor Jahrzehnten mit so viel Erfolg angewendete Vertrauensprinzip auf sie nicht 
angewendet werden kann? Die Erhebung und Feststellung der Grenzen im Neuver­
m�ssungsverfahren erfolgte stets auf Grund der Angaben der Eigentümer und mit 
deren Einvernehmen. 

Die Genauigkeit der Vermessungsergebnisse soll an Hand der amtlichen 
Fehlergrenzen mit jener der genannten Nachbarstaaten verglichen werden. 

(Fortsetzun g folgt) 

Kleine Mitteilungen 

Prof. Dr. Ing. E. h., Dr. h. c. Baeschlin, Prof. Dr. phil.,  Dr. Ing. E .  h. Harbert, 
Prof. Dr. techn. Löschner und Hofrat Ing. Morpurgo - Ehrenmitglieder 

des Vereines für Vermessungswesen 

Der Österr. Verein für Vermessungswesen hat am 4. Mai 1 953 auf der anläßlich 
seiner vor 50 Jahren erfolgten Gründung abgehaltenen außerordentlichen Hauptversamm­
lung die nachstehenden aus- und inländischen Fachmänner zu Ehrenmitgliedern ernannt :  

aus  der  Schweiz Herrn o .  Prof. Dr.  Ing .  E .  h . ,  Dr.  h .  c .  C. F.  B a  e s  c h 1 i n , Präsident 
der Internationalen Assoziation für Geodäsie, in \Vlirdigung seiner hervorragenden Ver­
dienste auf dem gesamten Ge-biete der Geodäsie und Photogrammetrie und  in Dankbarkeit 
für seine dem österreichischen Vermessungswesen s tets bewiesene freundliche Gesinnun g ;  

aus Deutschland Herrn o .  Prof. Dr. phil . ,  D r .  Ing. E .  h .  E .  H a  r b e r  t ,  Ersten Vor­
sitzende-n des Deutschen Vereins für Vermessungswesen, in Würdigung seiner außerordent­
lichen wissenschaftlichen und organisatorischen Verdienste um das Vermessungswesen und 
i n  dankbarer Anerkennung seiner zielbewußten Förderung der freundschaftlichen Be­
ziehungen zwischen dem deutschen und österreichischen Fachverband ;  

aus  Österreich Herrn o .  Prof. Dr.  techn. H. L ö s  c h n e r , der  a l s  erster das Doktorat 
der technischen Wissenschaften in Österreich erwarb, sich dauernd dem akademischen 
Lehramt der Geodäsie widmete und_ ihr hervorragender Lehrer und Forscher wurde, 
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Blaudruck angefertigt und dieser mit Tusch ausgezogen werden, eine Arbeit, 
die erhebliche Kosten verursachte. Von einer Darstellung des Geländes (bzw. der 
Befestigung5anlagen) durch Bergsehraffen mußte abgesehen werden, da es nach dem 
heutigen Stande der Forschung nicht möglich ist, eine wissenschaftlich einwandfreie 
Zeichnung dieser Art herzustellen. Es wurde daher der Plan so veröffentlicht, wie 
ihn Demmer entworfen hat. Die Schichtenlinien sind ja so eng gezogen (1 111 Ab­
stand), daß durch sie allein ein plastisches Bild entsteht und sich auch der Laie mit 
Hilfe eines erklärenden Textes gut zurechtfindet. 

Der Plan gehört zum Besten, was auf diesem Gebiete existiert, nicht nur bei 
uns, sondern auch im Ausland, und kann als Muster für derlei Arbeiten gelten. Daher 
hat sich die Redaktion der Österreichischen Zeitschrift für Vermessungswesen ent­
schlossen, ihn gemeinsam mit der Anthropologischen Gesellschaft vervielfältigen 
zu lassen und in ihren Fachorganen zu publizieren. Die Verkleinerung und Re­
produktion wurde von

' 
der Hauptabteilung „Landesaufnahme" des Bundesamtes 

für Eich- und Vermessungswesen in entgegenkommender Weise durchgeführt. 
Seitens der Anthropologischen Gesellschaft erfolgte die Veröffentlichung dieses 
Planes als Beilage zu meiner Arbeit über die Hausberge Niederösterreichs 4). 

Mögen diese Zeilen einerseits dazu beitragen, in weiteren Kreisen der Geo­
däten Interesse für Stillfried und andere Werke dieser Art zu wecken, und anderer­
seits die alten Freunde dieser Forschungen anregen, auch weiterhin ihr Können 
in den Dienst der Wissenschaft zu stellen. 

Vom Steuerkataster zum Rechtskataster 

( Ei11 Beitrag z11r Reform des Gn111dste11er.�atastcrs) 
vo11 Dipl.-Ing. Stcplia11 Na g y 

(Veröffe11tlic/11111g des B11111les.1111tes filr Eich- 1111d Ver111ess1111gsrvese11) 

(Fortsetzung) 

II. V e r g 1 e i c h d e r G e n a u i g k e i t d e r G r u n d s t ü c k s­
v e r 111 e s s u n g e n 

Die Genauigkeit der Triangulierungen der mitteleuropäischen Staaten ist 
im Hinblick auf die Zusammenarbeit für die internationale Erdmessung zur Be­
stimmung der Figur der Erde in den höheren Ordnungen seit vielen Jahrzehnten 
überall nahezu gleich. Kleine Unterschiede wirken sich auf die Detailvermessung 
nicht aus. In der Auswahl der Verebnungssysteme ist leider jeder Staat eigene Wege 
gegangen. Die Gründe hiefür sind in der sehr unterschiedlichen Gestalt der ein­
zelnen Staaten zu finden, denn jeder Staat wendete jenes System an, das die ge­
ringsten Verzerrungen bei Verebnung seines Gebietes gewährleistet. 

4) Die Hausberge und verwandten Wehranlagen in Niederösterreich. Mitteil . der 
Anthropologischen Gesellschaft Bd. LXXX, H. 3 (1950) und Bd. LXXXI, H. 2/3 (1953). 
Beide Teile in: Prähistorische Forschungen, H. 3 (HJ53). Daselbst Ausf ührlicheres über 
Stillfried mit einem Verzeichnis des wichtigsten Schrifttums. 
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Damit die Ergebnisse der trigonometrischen Triangulierung für die Grund­
stiicksvermessung der im österreichischen Reichsrate vertretenen Königreiche und 
Länder in einfachster Weise benützt werden konnten, wurde zu Beginn der Kata­
stral vermessung im Jahre 1817 für die Koordinatenbestimmung der Dreiecks­
punkte das System der rechtwinkeligen ebenen Koordinaten gewählt. Die Be­
rechnung erfolgte in der näherungsweisen Art, die C a s s i n i bei der Triangu­
lierung für die Karte von Frankreich verwendete. Bei der großen Ausdehnung des 
aufzunehmenden Gebietes von rund 17 Längen- und 9 Breitegraden mußten zur 
Vermeidung all zu großer Verzerrungen wegen Nichtberiicksichtigung der sphäroi­
dischen Gestalt der Erde die Koordinaten der trigonometrischen Punkte für jedes 
Kronland oder für mehrere in Nord- Südrichtung aufeinanderfolgende auf ein 
eigenes Koordinatensystem bezogen werden, für das ein geeigneter trigonometri­
scher Hauptnetzpunkt als Koordinatennullpunkt gewählt wurde. Der durch diesen 
Anfangspunkt gehende Erdmeridian bildet die Abszissenachse und die aufdiesem 
Meridian senkrecht stehende Schnittellipse des Erdsphäroides die Ordinatenachse 
des Koordinatensystems. Die bei solcher Verebnung auftretenden Verzerrungen 
an den östlichen und westlichen Randgebieten der Länder sind für die Grundstiicks­
vermessung unwesentlich. Im Jahre 1923 kam für Neuvermessungsgebiete die 
Ganß-Krüger'sche konforme Projektion mit den Bezugsmeridianen 28°, 31° und 
34° östl. von Ferro zur Einführung. Das Ausmaß der auftretenden Verzerrungen 
ist weitaus geringer und kann für jeden Punkt rasch ermittelt werden. In Bayern 
war itn Jahre 1801 das System der rechtwinkelig sphärischen ( Soldner'schen) 
Koordinaten zur Einführung gelangt. Die Reduktionsformeln wurden von Soldner 
für den praktischen Gebrauch durch Reihenentwicklung aus den Formeln der 
sphärischen Trigonometrie abgeleitet; das Ausmaß der Verzerrungen ist so gering, 
daß die Koordinaten der Trigonometrischen Punkte für ganz Bayern auf ein 
Koordinatensystem bezogen werden konnten. Die spätere Einführung einer 
modernen Projektion war daher nicht erforderlich. In der Schweiz wechselten die 
Projektionsarten zur Verebnung der im vorigen Jahrhundert ausgeführten Ver­
messungen von Kanton zu Kanton. Erst im Jahre 1902 kam für die ganze Schweiz 
als einheitliches Projektionssystem die winkeltreue, schiefachsige Zylinderprojek­
tion zur Einführung, eine Doppelprojektion, nach der zuerst vom Erdellipsoid 
auf eine Kugel und von dieser auf einen, die Kugel im Meridian von Bern berühren­
den Zylinder abgebildet wird. Die Tschechoslowakische Republik hatte mit dem 
Vermessungswerk der Donaumonarchie auch das Verebnungssystem mit über­
nommen; auf Grund der Neuregelung durch die Regierungsverordnung vom 
Jahre 1930 wurde als Abbildung in die Ebene eine allgemeine konforme Kegel­
projektion eingeführt. Da sich das Staatsgebiet in seiner größten Ausdehnung 
ungefähr von W-N-W nach 0- S-O erstreckt, eignet sich diese Projektionsart 
besonders gut zu einer einheitlichen Darstellung bei geringster Projektionsverzer­
rung, wenn die Achse des Kegels gegen die Erdachse so geneigt angenommen wird 
(schiefachsige Kegelprojektion), daß sie die Erdoberfläche im Meridian 42° 301 
östl. von Ferro nächst Helsinki durchstößt. In den Ländern der ungarischen Reichs­
hälfte kam für die Katastraluraufnahme die in Österreich im Jahre 1817 eingeführte 
Verebnungsmethode zur Anwendung. Bei Berechnung der Neutriangulierung 
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zum Zwecke einer Neuvermessung wurde vorerst ab 1860 die stereographische 
Projektion mit dem Koordinatennullpunkt der Uraufnahme angewendet ; nach 
dieser wird zuerst die Übertragung vom Sphäroid auf die Kugel und dann von 
der Kugel mittels stereographischer Abbildung auf die im Koordinatennullpunkt 
(Budapest, Gellerthegy) die Kugel tangierende Ebene vorgenommen. In den 
entferntesten Randgebieten traten aber solche Verzerrungen auf, daß sie nicht mehr 
vernachlässigt werden konnten. Mit Rücksicht auf die Gestalt des Landes entschloß 
man s ich im Jahre 1909, Ungarn für die Neuvermessung in drei Querstreifen (einen 
nördlichen, einen mittleren und einen südlichen) zu zerlegen und in konformer 
schiefachsiger Zylinderprojektion abzubilden. Die Verebnungssysteme wurden 
somit in allen genannten Staaten so ausgewählt, daß die auftretenden Verzerrungen 
für die Grundstücksvermessung und damit auch für die Erneuerung der Grenzen 
nach der Darstellung im Katastralwerk ohne Bedeutung blieben. 

Zur Beurteilung der Genauigkeit können die amtlichen Ilehlergrenzen heran­
gezogen werden ; sie geben zwar keinen direkten Aufschluß über den mittleren 
Punktlagefehler, doch kann mit guter Annäherung angenommen werden, daß sie 
das 2 ·5 -3 ·0fache des mittleren Punktlagefehlers betragen. Von maßgeblicher 
Bedeutung sind die Fehlergrenzen für die Ausgangspunkte der Detailvermessung, 
das sind die Meßtischstandpunkte, die Polygonpunkte, die Instrumentenstand­
punkte bei Polar- und Schnittmethode und die Paßpunkte bei Luftbildaufnahmen; 
diese Fd1lergrenzen geben auch Aufschluß über die Genauigkeit der Triangulierung 
niederer Ordnung. Die Genauigkeit der planlichen Darstellung kann an Hand der 
Fehlergrenzen für den Vergleich von aus den Plänen entnommenen Maßen mit 
den in der Örtlichkeit gemessenen beurteilt werden, doch diirfen bei allen aus 
Zahlenmethoden hervorgegangenen Vermessungswerken die Fehlergrenzen für 
Kontrollmaße, d. h. zwischen den aus Berechnungen abgeleiteten mit den in der 
Öctlichkeit gemessenen Streckenlängen nicht außer acht gelassen werden. 

Die verhängnisvolle Abkehr von der Entwicklung in den Nachbarländern 
hat s ich im österreichischen Licgcnschaftsrccht in der Zeit von 1897 bis 1930 voll­
zogen. Nebenstehende Tabelle mit einer Zusammenstellung der amtlichen Fehler­
grenzen für Neuvermessungen aus diesem Zeitabschnitt, und zwar für Österreich 
aus den Jahren 1904 und 1907, für die Schweiz v. J. 1913 und für Bayern v. J. 1917, 
läßt erkennen, daß die österreichischen Neuvermessungen damals denen dieser 
Nachbarländer, in welchen der Rechtskataster zur Einführung gelangte, keines­
wegs an Genauigkeit nachgestanden haben. 

In Österreich war im Jahre 1887 für Neuvermessungen von Städten und 
wertvollem Kulturland eine Instruktion für Zahlenmeßverfahren (Polygonal­
instruktion) erlassen worden, die genaue Anweisungen für die Orthogonalmethode 
enthielt und deren 5. Auflage vom Jahre 1904 nur unwesentliche Änderungen 
aufwies. Für Gebiete mit geringerem Bodenwert wurde im Jahre 1907 eine um­
fassende Instruktion für Meßtischaufnahmen herausgegeben, doch ist die Meßtisch­
methode für Neuvermessungen fast nicht mehr angewendet worden; solche Gebiete 
wurden nur mehr im heutigen Burgenland durch Ungarn mittels Meßtisch neu­
vermessen. 

Für die Schweizer Grundbuchvermessung waren von Anfang an drei Ge-
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nauigkeitsstufen vorgesehen , wobei das Instruktionsgebiet I für außerordentlich 
hohen Bodenwert i n  Österreich wie auch in  B ayern keine Parallele fand. Das 
[nstruktionsgebiet I I  f ür mittleren Bodenwert (Städte ,  Ortschaften und w ertvolles 
Kulturland) entspricht etwa jenem, f ür das die österreichische Polygonalinstruktion 
und die bayerische Anw eisung erlassen wurden. Das Instruktionsgebiet III für 
Gebiete mit niedrigem Bodenwert (Bergdörfer ,  Alpen , Weiden , Wald u. ä.) ent­
spricht bei Berücksichtigung der geringeren Bewertung des Grund und Bodens 
in Österreich ungefähr den Gebieten , für die die Meßtischinstruktionim Jahre 1907, 
hervorgegangen aus jener vom Jahre 1865, erneuert wurde. Bayern sowohl als auch 
Österreich verfügten damals seit vielen Jahrzehnten über Plandarstellungen des 
gesamten Staatsgebietes ; es bestand deshalb in  Österreich nur sehr geringes, in  
Bayern aber überhaupt kein Interesse an  der Neuvermessung von Gebieten mit 
niedrigem Bodenwert. Bayern hatte für solche Gebiete keine neue Anw eisung 
erlassen. 

Tabelle I 

Für die Doppelmessung einer Polygonseite von s = 100 .00 111 Länge ergeben 
sich folgende Fehlergrenzen : 

Österreich : günstiges Gel ände :  
ungünstiges „ 

I i'Js = ± 0 ·06 111 ; 

Dfs = ± 0 · 10 111 ; 

II Lfs = ± O ·IG 111 

Dfs = ± 0 ·20 111 

Sc!i11Jeiz: 
günstiges Gelände : 
ungünstiges " 

I tc-fs = ± o ·orn 111 ; 

Dfs = ± 0 ·040 111 ; 

Bayern : einheitlich : L'ifs = ± 0 ·09 111 

II Dfs = ± 0 ·05 111 ; 

tc-J� = ± 0 · 10 m ;  
III Dfs = ± 0 ·25 III 

i'Js = ± 0 ·35 III 

Der Vergleich der Fehlergrenzen für den Winkelabschluß der Polygonzüge 
ist w egen der Gleichartigkeit des Aufbaues der Formeln sehr einfach und bedarf 
keines Beispiels . ( Siehe Tabelle 1.) 

Viel schw ieriger i s t  es ,  durch Vergleich der Fehlergrenzen für den Polygon­
zugsanschluß auf die Genauigkeit der Vermessung Schlüsse zu ziehen, denn jeder 
Staat ging hiebei von anderen theoretischen Voraussetzungen aus. Die von Bayern 
gewählte Art der Zerlegung in Längs- und Querfehler und die Festlegung durch 
Längenmaße ist die beste Lösung . Nach der österreichischen Polygonalinstruktion 
w ar der A nschlußfehler gleichfalls in Längsfehler und Querfehler zu zerlegen, wobei 
jedoch nur der Längsfehler durch Längenmaße, der Querfehler hingegen als Quer­
verschwenkung im Winkelmaß festgesetzt wurde; diese Art ist zw ar der bayerischen 
theoretisch gleich , aber sehr unpraktisch. Bei Umrechnung vom Winkelmaß ins 
Längenmaß ergibt sich ,  daß der znlässige Querfehler größer sein  kann als der 
Längsfehler, w as aber, wie leicht zu erkennen, theoretisch unzutreffend ist. Für 
stark gekrümmte Polygonzüge tritt an Stelle des Längs- und Querfehlers der 
Grenzwert für den linearen Abschlußfehler. Für die Meßtischaufnahmen setzte die 
österreichische Meßtischinstruktion v. J. 1 907 bei graphisch ermittelten Zugs­
anfangs- und -endpunkten Fehlergrenzen für die linearen Abschl ußfehler empirisch 
fest , wobei als Kriterien die Anzahl der Polygonseiten und deren durchschnittliche 
Längen benützt wurden. Für Bussolenzüge ist eine eigene Tabelle mit größeren 
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Tabelle 1 Fehlergre11ze11 bei Ne111,er111ess1111ge11 

Länge der Polygonseite oder Strecke :  s; Summe der Seiten eines Polygonzuge s :  [s] ; 
M aßverhältnis des Planes : M; Anzahl der gemessenen Winkel : 11 ; 

Name des Staates 

Instruktionsge biet 
Art der Messung 

Doppelmessung von 
Polygonseiten 

Messungslinien netz­
rechnung,  

Detailaufnahme, 
Nachmessung im Felde 

Österreich 

I 
Polygonalinstruktion vom 
Jahre 1904, für Gebiete mit 
höherem Bodenwert (Städte , 

wertvolles Kulturland) 

6-,fs = o ·ooöl 5 . s + 
+ 0'005 Vs+ 0·015 
g ünstiges Gelände : 

0·75 . 6-,fs 
ungünstiges Gelände : 

1 ·25 . 6-,fs 

0·01 2 fs + 0 · 16  

I I  
Meßtischinstruktion vom 

Jahre 1907, für Gebiete 
mit geringerem B odenwert 

2 .  (0·00015 . s + 0 ·005 fs + 
+ 0·015) = 2 6-,fs 

ungünstiges Gelände : 
25 % Zuschlag 

2 . (0 ·00015 . s + 0 ·005 1fs + 

+ 0·015) + 5�0 

l------------ 1 ------ ------ 1 --------------
Winkelal:schlußfehler für 

Hauptzüge A) 
Nebenzüge . B) 

Pol ygonzugsa nschl uß 
Längsfehler a) 
Querfehler b) 
Linearer Schlußfehler c) 

Vergleich graphisch 
entnommener Maße 

gegen die 
unmittelbare Messung 

auf dem Felde 

7511 • fll für A) und B) 

a) 0 ·012 -V[S] + 0·06 = 6.fL 

b) 2 ( [s] + 100) 
L 

= 6-,o' 

c) nur für stark gekrümmte 
Hilfspolygonzüge : 

6fL 

Empirisch nach der durch­
schnittlichen Länge der 

Polygonseiten Ds : 
II = 40 - 100 - 300 III 

5 0 ·6 111 . .  0 · 7 111 . . .  1 ·1 111 
1 0  0 ·7  111 . . l · O  111 . . . l · 9  III 

mit Bussoleninstrumenten 
40 - 100 - 200 III 

5 0 ·9 111 . .  1 ·8 111 . . .  3 ·2 III 
10 l ·2 111 . .  2 ·4 111 . . .  4 ·3 III 

6-, d  = 2 (0 ·0001 5 . d + 
+ 0 ·005 (d + 0 ·015) + 

M 
+ 5000 
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Abstand der Polygonzugsanschlußpunkte: L ;  Differenz der Zugsrichtun g :  6 cr ;  
Gebäudefrontmaß und Grundstücksbreite: d 

Schweizer Grundbuchvermessung 
Tabellen der Fehlergrenzen vom Jahre 19 13  

I 
außerordentlich 

hoher Bodenwert 
in Städten 

0 ·001 fs + 
10 .�oo 

in günstigem 
Gelände ; 

;- s 
0 ·003 l s + 1 0.000 
im s tark ansteigen­
den Gelände oder 
1m Außengelände ; 

0 ·007 lfs + 0 ·02 
in günstigem 

Gelände; 

0 ·015 Vs+ 0· 02 
in steilem Gelände ; 

A) 3211 1111 

B )  4911 fil 

nur c) 
A) in günstigem 

Gelände: 
0 ·005 fjS] + 0·05 ; 

A) in s teilem 
Gelände und 

B) 0·01 1!(s]+ 0·05 ; 

0 ·007 fd + 0 ·02 + 
M + 5000 

I I  
mittlerer Boden­

wert: Städte, Ort­
schaften und wert­
volles Kulturland 

Hauptziige: 
, 1- s 0 ·003 r s + 

5000 
Nebenzüge: 

0 ·004 Vs +  
50�0 

III 
niedriger Boden­
wert: Bergdörfer, 
Alpen, Weiden, 

Wald usw. 

o ·o2 fs + -5-2000 
in gutem Gelände ; 

0 ·03 lfs + -5-
2000 in s teilemGelände f. 

Haupt-u. Nebenzüge in s teilem Gelände ; 
die doppelten Werte 

0·015 lfs + 0 ·04 
bei scharf gekenn­

zeichneten P unkten ; 
0 ·015 t-s + 0 ·08 

bei roh behauenen 
Grenzsteinen oder 

Pfählen ; 
in s teilem Gelände: 

0 ·02251fs + 0·08 

A) 65" VII 

B) 9711 1111 

nur c) 
A) in günstigem 

Gelände 
0 ·01 tISI + 0 ·10 ; 

A) in s teilem Gel. 
u .  B) in g ünstigem 

Gelände 
0 ·02 11[s] + 0 · 10 ; 

B) in s teilem Gel. 
0 ·04 f[Sj + 0 · 10 ;  

0 ·01 5 1/ d + 0 ·04 + 
M 

+ 5000 
bei scharfen Grenz­

zeichen ; 
0 ·015 fd + 0 ·08 + 

M + 
5000 

bei r oh behauenen 
Grenzzeichen und 

Pflöcken · 

o ·o3 rs + 0 ·10  
in  günstigem 

Gelände ; 

o ·o45 Vs + 0 ·10 
in s teilem Gelände; 

A) f)71' fil 
B) 1 6211 fiJ 

nur c) 
A) 0·04 1/[s] + 0 ·20 

B) 0 ·08 tfsj + 0 ·20 
im Gelände mit 

mehr als 50 % 
Neigung 

A) 0·06 1/[s] + 0 ·20 

B) 0 · 12  li(Si + 0 ·20 

0 ·03 fd + 0 ·10 + 
M 

+ 
5000 

Bayern 

Anweisung für die 
Erneuerung der 

Landesvermessung 
vom Jahre 19 17  

0 ·007 lfs + 0 ·02 

o ·oos fs + o ·oo4 . s + 
+ 0 ·03 

4811 VII für A) u. B) 

a) 6fL = = 0 ·0035 l'Tsl + 
+ 0 ·00044 [s] + 0 ·05 

b) 6f o = 
= 0 ·00025 [s] + 0 ·05 

kleine 
Überschreitungen 

bei sehr ungünstigem 
Gelände erlaubt 

im Maßstab 1 : 1000 
0·008 fd + 0 ·004 d + 
+ 0 · 13  = 6 + 0 ·1 3 ; 

im Maßstab 1 : 2500 
6+ 0 · 1 8 ;  

1 m  Maßstab 1 : 5000 
6+ 0·23 ; 
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Grenzwerten vorgesehen. Im Gegensatz zu Bayern und Österreich hat die Schweiz 
für gestreckte und gekrümmte Polygonzüge einheitlich lineare Abschlußfehler 
festgelegt; zur besseren Vergleichsmöglichkeit könnte der lineare Abschlußfehler 
gemäß der Formel 6j = + V 6fL2 + 6f02 aufgespalten werden, wobei als 
Verhältniszahl nicht die theoretisch unzutreffende der österreichischen Polygonal-

instrnktion, sondern jene der bayerischen Anweisung für �j� verwendet werden 

sollte .  Bei Annahme von 11 = 11 gemessenen Winkeln, einer Polygonseitensummc 
von [s] = 1000 111 und gestrecktem Zugsverlauf, Zugslänge L = 900 1/1 erhält man 
zum Vergleich : 

Österreich : (für Haupt- und Nebenzüge sowie für günstiges oder ungünstiges 
Gelände einheitlich) 

I Längsfehler 6.h = ± 0 ·44 111 
Querfehler 6 cr' = ± 2 ·4', 6fQ = ± 0 ·72 111 

II linearer Abschlußfehler für graphische Anschlußpunkte 
für Theodolitzüge :  '6_( = ± l ·O 111; 

Schtveiz (Hauptzüge) : 
fi.ir Bussolenzüge: .6J = ± 2 ·4 111 ; 

günstiges Gelände : I .6f = ± 0 ·158 111; 

steiles Gelände :  I .6f = ± 0 ·316 111; 

II 6f = ± 0 ·32 111; 
(.6/L = ± 0 ·26 III 
.6f0 = ± 0 ·19 111) 

II 6f = ± 0 ·64 111; 
(6/L = ± 0 ·52 III 
.6fQ = ± 0 ·37 111) 

(Nebenzüge) 
günstiges Gelände: ) 

I I II .6f = ± 0 ·63 111; 
(6/L = ± 0 ·52 111 

6f = ± 0 ·316 111; . 6fo = ± 0 ·3G m) 
{ II 6f = + 1 ·26 III . steiles Gelände: 1 (6/L = f l ·04 III

' 

6fQ = ± 0 ·71 111) 

III .6f = ± 1 ·26 III ; 

III 6f = ± l ·89 III ; 

III 6f = ± 2 ·53 111; 

III lj = ± ;3 ·80 III ; 

Bayern (einheitlich wie 
bei Österreich): 

6/L = ± 0 ·60 111; } kleine Überschreitungen bei sehr 
.6fQ = ± 0 · 30 111; ungünstigem Gelände erlaubt ! 

Der V er gleich der Fehlergrenzen für Mess ungslinien, Detailaufnahme und 
N achmessung im Felde ist schwer durchführbar, weil die in der Polygonalinstruk­
tion enthaltene Fehlergrenze nur zur Kontrolle der Messungsliniennetzrechnung 
dienen sollte, da die Tabelle erst mit Längen von 40 111 und darüber beginnt; der 
Vergleich wurde meist graphisch vorgenommen. Für eine  Entfernung von 100 111 
ergibt sich (Maßstab 1 :  2500) : 

Österreich : fi.ir günstiges und steiles Gelände einheitlich 
(Rechnung) I 6fr = + 0 ·28 111; II 

. (Graphisch) I 6fg = ± 0 ·36 111; II .6fg = ± 0 ·66 111 
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Scli rveiz: (Rechnung) 
giinstiges Gelände :  I t6fr = ± 0 ·09 111 ; 
ungiinstiges „ t6Jr =' + 0 ·15 111 ; 

II t6fr = ± 0·17 111 ; III t6fr = + 0·32 111 ; 

(Graphisch) 
scharfe } 
Markierung 
roh behauene l 
Grenzsteine J 
Bayern : (Rechnung) 

(Graphisch) 

Dfr = ± 0 ·30 111 ; �fr = ± 0 ·55 III ; { keine 
Darstellung 
im Maßstab 

1 :  2500 } II t6fg= ± 0 ·69 111 ; 

L"fg= ± 0·73 111 ; 

t6fr = ± 0 ·15 111 ; 
6jg = ± 0 ·30 111 ; 

III) 
t6fi;= ± 0 ·90 III ; 

Der Vergleich der .Fehlergrenzen zeigt , daß die seit dem Jahre 1887 in Öster­
reich durchgeführten Neuvermessungen höherwertigen Bodens in ihrer Güte 
den bayerischen Neuvermessungswerken nicht nachstanden und der Schweizer 
Grundbuchvermessung , die erst ein Vierteljahrhundert später in Angriff genommen 
wurde, für dieGenauigkeitsstufe bei mittlerem Bodenwert ungefähr gleichkommen. 
Das Schweizer Instruktionsgebiet I kann außer Betracht bleiben , weil damals z. B .  
in Wien nur Außenbezirke wie Simmering , Floridsdorf und Jedlesee neuvermessen 
wurden , die nicht zu den Gebieten mit außerordentlich hohem Bodenwert ge­
hören. Für Gebiete mit geringerem Bodenwert fehlt die Vergleichsmöglichkeit mit 
Bayern , während gegen das Schweizerische Instruktionsgebiet III die Bewertung 
der Güte für die Meßtischaufnahmen günstig ausfällt. Die weitere Entwicklung 
der Giite der Neuvermessungswerke bis zur Gegenwart kann an Hand der 2 .  Tabelle 
verfolgt werden. 

Tabelle 2 

Es gibt somit keine Begründung dafür, daß die Neuvermessungswerke in 
Österreich anders bewertet wurden als in den Nachbarländern , denn der Ein­
wand , daß nur ein Teil der Grundstücke und nicht alle neuvermessen worden seien , 
würde wohl dadurch widerlegt, daß ja auch nicht alle Dienstbarkeiten im Grund­
buch eingetragen sind und dennoch niemand daraus etwa die Folgerung ableiten 
wird, die verbiicherten Dienstbarkeiten seien aus diesem Grunde weniger glaub­
würdig als die anderen Eintragungen des Grundbuches. 

Ob der Zustand der Katastraluraufnahme zur Jahrhundertwende infolge der 
fortgesetzten Zerstörungen durch Ersitzungserwerb und durch Abschreibung von 
Grundstiicken aus dem zusammenhängenden Teil eines Grundbuchkörpers ohne 
Vermarkung und Vermessung der neu entstandenen Eigentumsgrenzen schon so 
schlecht war, daß die der Entwicklung des Liegenschaftsrechtes in den Nachbar­
ländern entgegengesetzte Bewertung für dieses Mappenwerk erforderlich wurde, 
kann heute nicht mehr festgestellt werden. Oft wird behauptet , die Katastral urauf­
nahme entbehre der ver läßlichen Genauigkeit und die Mappendarstellungen seien 
roh (besser ausgedrückt : flüchtig !). Die Genauigkeit der Darstellung ist im Hinblick 
auf die sehr bescheidene Stufe , auf der die Technik damals stand , erstaunlich groß ; 
die Fehlergrenze für die Vergleichung graphisch aus der alten Katastralmappe ent­
nommener Längen mit in der Örtlichkeit gemessenen Entfernungen wird nach 
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Tabelle 2 Derzeit gelte11de Fehlergre11ze11 
Länge der Polygonseite oder Strecke : s ;  Summe der Seiten eines Polygonzuges :  [s] ; 

Maßverhältnis des Plane s :  M; Anzahl der gemessenen Winkel : 11 ; 

Name des Staates 

Art der Messung 

Doppelmessung von 
Polygonseiten 

C) Messungslinicnnctz­
rechnung 

D) Detailaufnahme 
E) Kontrollmaße 

Winkclabschlußfehler für 
A) Hauptzüge 
B) Nebenzüge 
C) Hilfspolygonzüge 

Polygonzugsanschluß 
Längsfehler a) 
Querfehler b) 
Linearer Schlußfehler c) 

x) Doppelbestimmun g  v. 
Grenzpunkten nach 
der Polarmethode 

y) Doppelbestimmung v. 
Grenzpunkten nach 
der Schnittmethode 

z) Vergleich graph . ent­
nommener Maße gcg. 
die unmittelbare Mes­
sung auf dem Felde 

Österreich , Diens tvorschrift Nr. 14 v. ]. l !l52 

Genauigkeitsstufe I für h ohen Bodenwert (Städte) 
Fehlergrenze um 25 % vermindert ;  

Genauigkeitsstufe II für mittleren Bodenwert (Ortschaften, 
wertvolles Kulturland) 

Fehlergrenze um 25 % vergrößert ;  
Genauigkeitsstufe I I I  für niedrigen Bodenwert 
(Gebirgsland ohne geschlossene Ortschaften) 

Fehlergrenze nicht festgesetzt 

U.fs = 0 ·00015  s + 0 ·005 fs + 0·015 
für I :  0 ·75 . U,fs 
för II : 1 ·25 . U,fs 

u.J c = 0 ·015 fs + 0 ·02 ; 
D.ro = 0 ·00025 . s + o ·oos3 fs + 0·025 
l':,f E = 0 ·015 tT + 0 ·05 

l für I :  
0·75 ' U.f 

für II : 
1 -25 . U.f 

A) u. B) : U.f ß = 4511 VII + 4511 } 
C) : U..fß = 4511 (II + 14511 

für I :  0·75 . U.fß 
für II : 1 ·25 . U,fß 

A) und B) 
a) . · U.fL = 0 ·0002 [s] + O ·OOfi ([S] + 0 05 

b) „ U,f = [s] . 45 " . 1/ 11 ( 11 + 1 ) + 0 ·05 q p1 1  12 (11 - l )  . 
c) für s tark gekrümmte Züge �] ) l ·3 : 

6. fs = U.fL 
C) nur für s tark gekrümmte Züge : 
c) U,fs = 1 ·2 . U.fL 

} 

für I :  
0 ·75 .  U,fL 
0·75 . U,fq 
0 · 75 . U,fs 

für II : 
l ·25 . U,fL 
1 '25 ' U,fq 
1 '25 . u.J� 

{ für I :  0 ·75 . U,fp 
x) . . U,fp = O ·OOß 1' S1 + S2 + 0 ·06 für II : 1 ·25 . U,fp 
y) . .  U,fe = ± 0 · 12  /11 für I 

U,fc = ± 0·21 111 für II 
M 

z) . . U, d = 7000 
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bei Ne11 vem1ess11 11ge11 
Abstand der Polygonzugsanschlußpunktc : L ;  Differenz der Zugsrichtung : ,6 o ;  
Gebäudefrontmaß und Grunds tLicksbreite : d ;  Strahlenlä nge S 

Schweizer Grundbuchvermessung, 
Tabelle zur Ergänzung für Anwendung 
optischer Distanzmessung vom Jahre H l27 

Instruk­
tions­
gebiet 

I 

(unver­
ändert 
\Vie in 

Tabelle 1)  

Instruktionsge biet 

II 

s O ·Oil + 3000 

wertvollere Gebiete 
des Instruktions­

gebietcs III 

s 0·05 + 1000 

(unverändert wie in Ta belle l )  

1 
(unverändert wie in 

Tabelle 1) 

(unverändert wie in 
Tabelle 1) 

Pol a r­
methode 

wird 
nicht 

x) . · D_fp = 
= O·Ol V S1 + S2 + 

+ Zuschläge von 
(0·01 bis 0·08) 

angewen-
det  y) ol:tne Angaben 

A) 9711 • ylt 
B) 9711  • j!/I + !l711 

nur c) 

A) 0·03 l!fsl + 0 · 10  
B)  0 ·03  lifsl + 0·20 

x) . · + D_fp = 
= 0·014 V S1 + S2 + 

+ Zuschläge von 
(0 ·01 bis 0 · 15) 

y) ohne Angaben 

( z) unverändert wie in Tabelle 1 )  

Tschechoslowakei 

A n leitung A,  wie Katastcr­
vcrmcssungsarbcitcn für die 

Erneuerung des Grundkatasters 
auszuführen sind 
(vom Jahre 1 !l3!l) 

0 ·00015 . s + 0 ·005 . Vs+ 0 ·015 = = f':,,fs für Zahlenverfahren 
2 . ,0.,fs für Meßtischverfahren. 
Anmerkung : in sehr günstigem 
Gelände um 25 % verringerte 
Werte, in sehr ungünstigem Ge­
lände um 25 % vergrößerte Werte } L\f = 0 ·012 ]F".5 + 0 · 1 6  

l�f = 0·012 fd + 0 ·1 6  

x) und y) einfache Bes timmung 
und Kontrollmaße, für die der 
Grenzwert ,0.,f gilt 

M 
z) · · 6 d = 10 .000 + 

+ 0 ·012 ]fT + 0 · 16  
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der Formel /'\, s = 
2
;,

0 
. (0 ·16 s + 10  Vs + 58) berechnet , wobei s die Ent­

fernung und lvl den Maßstab der Mappe bezeichnen. Für den am häufigsten ver­
wendeten Maßstab 1 :  :2880 ergibt sich als größte zulässige Differenz für eine Ent­
fernung von 300 111, /'\, s = 2 ·79 111 . Diese Fehlergrenze könnte nicht eingehalten 
werden , wenn die Katastraluraufnahme ungenau wäre. Selbstverständlich nüissen 
die Endpunkte in der Örtlichkeit gut definiert und in der Mappendarstellung als 
scharfe Brechungspunkte der Grenzlinie deutlich erkennbar sein. Die Grenze wird 
als ideale Linie in der Örtlichkeit durch die Vermarkung einzelner Punkte, soferne 
sie Krümmungen a t{fweist , in einen gebrochenen Linienzug aufgelöst und in der 
Mappe durch geradlinige Verbindung der eingemessenen Brechungspunkte dar­
gestellt. Die Genauigkeit der Einmessung bezieht sich also auf dieBerechungspunkte 
und die war im Durchschnitt erstaunlich groß. Bei der Auswahl der Brechungs­
punkte wurde aber großzügig verfahren , d. h. es wurden Punkte geradlinig mit 
einander verbunden ,.obwohl die Grenze zwischen diesen Punkten in einem Bogen 
verlief , dessen Pfeilhöhe in Waldgebieten oft viele Meter betragen hat. Für die 
Besteuerung war lediglich das Flächenausmaß von Bedeutung - der „J osefinische 
Kataster" hatte überhaupt auf jede planliche Darstellung der Grundstücke. ver­
zichtet - und ist es daraus erklärlich , daß annähernd parallele und ungefähr gleich­
artig sowie gleichmäßig gekrümmte Grenzen als Gerade dargestellt wurden , weil 
sich bei solcher Darstellung ungefähr das gleiche Flächenausmaß ergibt , als wenn die 
Grenzen durch vielfach gebrochene annähernd parallele Linienzüge dargestellt 
worden wären . Zu einer geradlinigen Darstellung solcher Waldgrenzen haben aber 
auch seinerzeit die Grundeigentfüner durch die Behauptung beigetragen , daß die 
Grenzen gerade verlaufen; diese Behauptung stin11nte mit der Absicht der Beteilig­
ten überein , nur daß die Verwirklichung meist der Geschicklichkeit der Grund­
eigentümer überlassen blieb , woraus die Differenz erklärbar ist . Diese Linien haben 
als Mappendarstellung nur fiktiven Charakter, ihre Anfangs- und Endpunkte sind 
jedoch zur Auffindung der Brechungspunkte gut verwendbar, wenn auch dazwi­
schenliegende alte Grenzpunkte damit nicht zu widerlegen sind und fehlende nicht 
aufgezeigt werden können. Dieselben Mängel weist auch die bayer. Katasterur­
karte auf . Nach Meinung bayer. Katasterschriftsteller (R i c h t e r :  „Das materielle 
und formelle deutsche Grundbuchrecht in seiner Beziehung zum Liegenschafts­
katasterdienst") ist die Karte deshalb für die Festsetzung der Grenze nicht wertlos, 
wie etwa N i c k e  r 1 - R a g e n  f e 1 d in seiner Monographie „Grundgrenzen" 
über den Wert der österreichischen Katastralmappe meint. Besonders für solche 
Waldteile, für die auch heute noch eine klare Besitzgrenze fehlt, ist die bayer. 
Katasterkarte eben doch der objektivste und zuverlässigste Zeuge aus jener alten 
Zeit; nur daß sie dann eben nur noch als eine öffentliche Urkunde im allgemeinen 
Sinne des § 418 deutsche ZPO zu bewerten ist. Auch eine sogenannte „rohe" 
Mappendarstellung, die ja doch nur auf W aldgrenzen zutrifft,  kann das Mißtrauen 
gegen die Katastralmappe nicht rechtfertigen. Es müssen also doch hauptsächlich 
die fortgesetzten Veränderungen der Grenzen durch unabsichtliche oder bös­
willige Aneignung von Grundstücksteilen dafür verantwortlich gemacht werden, 
wenn der Zustand der Katastralmappe zur Grenzfeststellung und zur Teilnahme 
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am öffentlichen Glauben nicht mehr hinreichend befunden wurde. Für die Mappen 
von Tirol und Vorarlberg - und dies waren die ersten Länder , in denen der Grund­
buchsmappe die Eigenschaft, ein integrierender Bestandteil des Grundbuches zu 
sein , entzogen wurde - scheint es , als ob im Hinblick auf das unentwegte Fest­
halten an dem Erlaß des Justizministeriums vom 11. April 1878, Zl. 3676 , in den 
Kronländern Böhmen , Mähren und Schlesien , deren Katastralmappen älter waren , 
diese Feststellung nicht unbedingt erforderlich gewesen wäre; sicher aber ist , daß 
§ 3 des allg. GAG,  BGBl. Nr. 3/Hl30 , für die Neuanlegung der Grundbücher im 
Burgenland nicht mit minderwertigem oder auch nur mindergutemMappenmaterial 
begründet werden kann, denn die Grundbuchsanlegung im Burgenland erfolgt 
ausschließlich auf Grund von Neuvermessungen, deren Güte bereits hinlänglich 
nachgewiesen wurde. 

Der Ausschluß der Mappe vom öffentlichen Glauben des Grundbuches und 
die Entscheidungen der Gerichtshöfe, wonach die Richtigkeit von Grundteilungs­
plänen , die bereits vor Jahren als Grundlage grundbücherlicher Teilungen und 
Abschreibungen gedient haben , durch „Beweise ,  die sich nur auf die in solchen 
Fällen fast stets versagende E rinnerung alter und nicht inuner uninteressierter Leute 
stützen" , widerlegt wird , sind bei Verfassung des letzten Satzes des § 7, Abs. 3 der 
Verordnung des Bundesministers f ür Handel und Verkehr im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Justiz vom 21. Juli Hl32 , betreffend die Vermessung bei 
Grundteilungen und die Verfassung der Teilungspläne, BGBl. Nr. 204 zur Aus­
wirkung gelangt. Diese Verordnung setzt die formellen und technischen Erforder­
nisse fest und enthält genaue technische Anweisungen , deren Einhaltung die Zuver­
lässigkeit, Richtigkeit und Genauigkeit der Vermessungen und der Grundteilung�­
pläne gewährleistet. Während § 7 ,  Abs. 2 anordnet , daß das Grundbuchsgericht 
die formellen Erfordernisse zu überprüfen hat , setzt Abs. 3 f ür die Überprüfung 
der te.chnischen Erfordernisse fest : „Das Vorhandensein aller anderen in dieser 
Verordnung bestimmten Erfordernisse der Verfassung des Planes und der zeich­
nerischen Darstellung ist von der Vermessungsbehörde auf Grund der ihr vom 
Gericht übersendeten Plan pause zu überprüfen. Das Fehlen dieser Voraussetzungen 
steht der Bewilligung der grundbücherlichen Teilung eines Grundstückes nicht 
entgegen." Damit ist mit voller Deutlichkeit der Grundsatz festgelegt, daß auch 
fehlerhafte Grundteilungspläne in das Grundbuch aufzunehmen sind. Ergeben 
sich bei der Überprüfung durch die Vermessungsbehörde im Plan technische 
Mängel, so muß sie selbst die Mängel beseitigen , denn für die Grundeigentümer 
und den Planverfasser ist nach der grundbücherlichen Teilung und Abschreibung 
meist jedes Interesse an dem Plan geschwunden. Da für die Nachmessungen durch 
die Verm�ssungsbehörde nur bei Fehlern, die durch Fahrlässigkeit verursacht 
wurden , die - übrigens äußerst geringfügige - Vermessungsgebühr eingehoben 
wird, können diese nur in Zusammenhang mit anderen in der gleichen Katastral­
gemeinde angemeldeten Erhebungsfällen vorgenommen werden , um den Verwal­
tungsaufwand in erträglichen Grenzen zu halten. Es dauert deshalb manchmal ein 
Jahr und auch noch länger, bis die Mängel im Grundkataster und Grundbuch be­
hoben werden können .  Wurden bei der rechnerischen und graphischen Über­
prüfung keine Widersprüche im Plan gefunden , so entfällt die Überprüfuüg der 
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Vermessung. In diesem Zusammenhang wäre noch zu erwähnen , daß gem. § 1 
Lieg. Teil. G. die grundbücherliche Teilung eines Grundstückes nur auf Grund eines 
Teilungsplanes durchgeführt werden kann , der von einem Ingenieurkonsulenten 
für Vermessungswesen oder einem Ziviltechniker innerhalb seines Fachgebietes, 
von der Vermessungsbehörde, weiters innerhalb ihres Wirkungskreises von einer 
Dienststelle des Bundes oder eines Landes, die über bautechnische ,  kulturteclmische 
oder forsttechnische Beamte verfügt , ferner , soweit es sich um Grundstücke einer 
im Betrieb der Unternehmung „Österreichische Bundesbahnen" stehenden Eisen­
bahn handelt , von einem hiezu ermächtigten fachlichen Beamten dieser Unter­
nehmung verfaßt wurde. Schließlich können für Zwecke des eigenen Dienst­
bereiches verfaßte Teilungspläne anderer Behörden und Ämter, die nach der tech­
nischen Vorbildung der zugeteilten Beamten eine hinreichende Gewähr für die 
Anfertigung entsprechender Teilungspläne bieten , durch Verordnung des Bundes­
ministeriums für Justiz als geeignet erklärtwerden , zur Grundlage grundbücherlicher 
Teilungen zu dienen . Es ist also nicht nur der Kreis der planverfassenden Stellen 
und Personen sehr groß, sondern zur Planverfassung sind zum Teil auch Fachleute 
berechtigt ,  deren Ausbildung diese Aufgaben bestenfalls am Rande streift. 

Die Einrichtung einheitlicher Grundbücher für das ganze Staatsgebiet der 
Österreichisch-Ungarischen Monarchie war vorbildlich. Die Donaumonarchie 
ist damit allen anderen Staaten vorangegangen; nur noch Deutschland und die 
Schweiz haben später ähnlich ausgestaltete einheitliche Grundbücher nach dem 
System der Realfolien geschaffen. In England und W ales werden seit Ende des 
vorigen Jahrhunderts in gleicher Art Grundbiicher nach und nach angelegt. Nach 
dem sogenannten Torrensystem - aber nicht in der Vollkommenheit der genannten 
- existieren Grundbücher dann noch in Australien , Kanada und einigen ameri­
kanischen Staaten. In den meisten Staaten ist die Feststellung der Rechtsverhältnisse 
an Liegenschaften nur schwer durchführbar und erfordert stets die genaue 
Durchsicht aller bezüglichen Urkunden; gegen die Risken eines Realverkehrs unter 
solchen Bedingungen kann man sich in den Vereinigten Staaten von Amerika 
sogar bei privaten Versicherungsgesellschaften versichern lassen. 

Das Grundbuch kann nur dann seinen Zweck voll erfüllen , wenn es auf 
sicherer Grundlage bestimmte und sichere Rechtsverhältnisse für das Grundeigen­
tum, die Rechte an diesem und die Rechte an solchen Rechten schafft und erhält. 
Hiezuist der Nachweis sämtlichen Grund und Bodens des Buchbereiches (Buchungs­
zwang) , die Sicherung des Grundeigentums als Selbstzweck (also nicht mehr bloß 
um der Hypotheken willen !) und die grundsätzliche Erfassung aller dinglichen 
Belastungen (also nicht bloß aller Hypotheken !) erforderlich. Diesen Forderungen 
kommt nur das Schweizer Grundbuch umfassend nach. Im bayerischen Grund­
buch brauchten jene Grunddienstbarkeiten , die im Zeitpunkt der Grundbuchs­
anlegung bereits bestanden , zur Erhaltung ihrer Wirksamkeit nicht eingetragen zu 
werden. Das österreichische Grundbuch kennt für Grunddienstbarkeiten keine 
Eintragungspflicht ; es kann aber auch das Grundeigentum nur teilweise sichern , 
denn am öffentlichen Glauben des österreichischen Grundbuches nehmen nur die 
Grundstücksnummern teil. Diese sollen zwar die Verbindung mit dem Grund und 
Boden in der Örtlichkeit herstellen , was aber, wenn die Mappe nur zur Veran-
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s chaulichung der Lage der Liegenschaften dient, nur dann möglich ist, wenn die 
Grenzen aller Grundstücke deutlich erkennbar und unveränderlich bezeichnet 
sind.  Es kommt

, 
also überhaupt nicht auf die Lage der Grundstücke an, sondern 

ausschließlich auf die Abgrenzung des Grundeigentums; die Grenzen sind aber 
in der Örtlichkeit stets unbeabsichtigten und beabsichtigten Änderungen unter­
worfen. Nur die planliche Darstellung hält den Grenzverlauf über diese Einflüsse 
hinweg objektiv fest ; deshalb hat auch das Schweizer Liegenschaftsrecht die Grund­
buchpläne von allem Anfang an in den Vordergrund gestellt. Ein einwandfreies 
dauerhaftes Planwerk über die Eigentumsgrenzen ist aber mit dem Eigentumser­
werb an Grundstücksteilen durch Ersitzung unvereinbar, weil durch diesen im1ner­
währende und nie endende Veränderungen an den Eigentumsgrenzen entstehen. 
Die Verpflichtung zur dauerhaften Vermarkung der Grenzen und der Schutz der 
Grenzzeichen können diese Entwicklung hemmen, jedoch die böswilligen Grenz­
änderungen nicht verhindern, denn im Streit um die schmalen Grundstücks­
teile an den Grenzen kann redlicher von unredlichem Besitz nur selten unterschieden 
wer:den. Auch die Begehung aller Grenzen durch eine aus Laien gebildete Gemeinde­
kommission kann diesbezüglich keine Besserung bringen. Die in manchen Teilen 
Bayerns bestehende Institution der Feldgeschworenen hat sich nur dort bewährt, wo 
sie auf uralter Tradition beruht (z. B. in Franken), ihre Verpflanzung in die übrigen 
Landesteile ist fehlgeschlagen und erübrigt sich dort, wo ein einwandfreies Plan­
werk über die Eigentumsgrenzen vorhanden ist. Fehlt aber ein solches Planwerk, 
dann bildet Eigentumserwerb durch Ersitzung oft die einzige Möglichkeit, um 
von Besitzgrenzen zu Eigentumsgrenzen gelangen zu können. 

Das österreichische Grundbuch macht fiir den Erwerber zwar das Studium 
aller auf den Grundeigentümer und seine Rechte und Verpflichtungen bezüglichen 
Urkunden entbehrlich, das Fehlen eines in den Gutglaubensschutz einbezogenen 
Planwerkes über die Begrenzung des Eigentums, und dies sind eben die Eigentums­
grenzen,nötigt ihn, niitallen Anrainernsich über den Grenzverlauf zu einigen, wenn 
er sich vor Schaden bewahren will. Dieses System ist schon deshalb unbefriedigend, 
weil  der Erwerber zum Studium der Urkunden einen Rechtsbeistand heranziehen 
könnte, während er  zur Feststellung der Eigentumsgrenzen lediglich auf den guten 
Willen der Anrainer angewiesen ist, denn weder Rechtsbeistand noch Vermessungs­
fachmannkönnenihm dabei behilflich sein.Ist aber gar keine Abgrenzung ersichtlich, 
was nicht so selten vorkommt, so steht es im Belieben der Anrainer, die Grenze 
festzulegen, es sei denn, man greift dann doch auf die Katastralmappe unter der 
sonderbar anmutenden Voraussetzung zurück, daß gerade dieser Grenzverlauf 
nicht „roh" und ungenau dargestellt sei und daß an dieser Grenze Veränderungen 
durch Ersitzungserwerb von Grundstücksteilen nicht stattgefunden hätte. 

(Schluß folgt) 

Druckfehlerberichtigung 

z11 N a  g y, „ Vo/JI Stetterkataster .<11111 Rechtskatasta" ( I. Teil) 

Infolge der Urlaubsperiode konnte d ie  Korrektur der Druckfahnen des I. Teiles 
des vorgen annten Artikels nicht mit  der gewohnten Umsicht  durchgeführt werden , so daß 
einzelne Druckfehler übersehen wurden . Die Leser werden daher gebeten,  die nachstehen­
den Korrekturen im Heft 3/1953  durchzuführen ; 
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Seite 7 5 ,  5 .  Zeile 
78 ,  24 .  

Sr ,  C) .  
8 3 ,  2 1 .  
8 3 , 2 8 .  

86 ,  20. 
86, 2 5 . u . 26 .  
89, 7. 

89, I 5 ,  

89, 3 .  

von oben : 

unten : 

s t a t t  AGBB, r i c h t i g  ABGB 
s t a t  t Eigentumswerbers, r i c h t i g Eigen­
tumserwerbes 
s t a t t wurden, r i c h t i g wurde 
s t a t t  der SZGB, r i c h t i g  des SZGB 
s t a t t  nicht widersprechen , r i c h t i g  wider­
sprechen 
s t a t t gliltigcm, r i c h t i g gliltigen 
s t a t t  Teilungsinien,  r i c h t i g  Teilungslinien 
s t a t t  Ka tastralaufnahmc, r i c h t i g Katastral­
uraufnahme 
s t a t t sowie der Slowakei , r i c h t i g Teile 
der Slowakei 
s t a t t  Namen, r i c h  t i g Nummern 

Kleine Mitteilungen 

Die Hundertjahrfeier der Polytechnischen Schule der Universität 
in Lausanne und die Ehrenpromotion von Dipl.-Ing. Hans Härry 

Die Schweiz hat wie Österreich zwei Technische Hochschulen : die s taatliche „Eid­
genössische Technische Hochschule in Ziirich" und die kantonale „Ecole polytechnique 
de l 'Universite de Lausanne". Diese Polytechnische Schule wurde 1853 als privates Institut 
gegr iindet, später vom Kanton Waadt iibernommen und der von ihm erhaltenen Lausanner 
Universität angegliedert. 

So konnte sie  heuer auf ein hundertjähriges erfolgreiches Wirken znriickblicken 
und ihren Jubiläumstag unter großer Beteiligung von staatlichen, kantonalen und s tädti­
schen Kreisen und von M ännern der Wissenschaft und Praxis begehen .  Selbst der schweize­
rische Bundespräsident brachte persönlich seine Gliickwiinsche zum Ausdruck. Die Fest­
lichkeiten dauerten vom 1 1 .  bis 14. Juni und bestanden aus einem von der Stadtgemeinde 
veranstalteten Empfang und der offiziellen Festversammlung sowie einer Seerundfahr t mit 
anschließender Bewirtung auf dem romantischen im Genfersee gelegenen Schloß Chillon, 
das  n och allen Teilnehmern des Lausanner Geometer-Kongresses von l !J49  in schönster 
Erinnerung i s t .  

Am 13 .  Juni fand im städtischen Theater d ie  feierliche Überreichung der  Ehren­
diplome an zwölf hervorragende schweizerische und ausländische Fachmänner des wissen­
schaftlichen und praktischen Lebens s tatt, die anläßlich des Jubiläums den Grad von Dok­
toren es sciences techniqucs honoris causa erhielten. Zu diesen gehörte auch unser Ehren­
mitglied, der Eidgen .  Vermessungsdirektor Dipl.-Ing .  Hans H ä r r y. 

Auf eine Ansprache des  Direktors der Polytechnischen Schule, Prof. Dr. A.  
S t u c k  y, über  das  Schöpferische in der Arbeit des  Ingenieurs ,  Architekten und Forschers 
folgte die eigentliche Zeremonie, bei der die neuen Ehrendoktoren,  nach Aufruf durch den 
Direktor, von einem Professor der beantragenden Abteilung vorgestellt und vom Direktor 
mit Handschlag begriißt  wurqen .  Dann folgte ihre Wiirdigung und die Überreichung 
der Diplome. 

Dipl .-Ing. H. H ä r r y war vom Prof. W. K.  B a c h m a n  n, Ordinarius für Geo­
däsie und Photogrammetrie, begleitet, der in einer längeren Ansprache die Gr iinde, die 
zur akademischen Ehrung Härrys führten, darlegte. Als Hauptgrund b ezeichnete er  die 
großen Verdienste, die sich der Gefeierte durch Einfiihrnng neuer Aufnahmsmethoden, 
speziell der Photogrammetrie, um die Katastralve1messung eiwarb .  Schon im Jahre 1926 
hatte H ä r r y die Aufmerksamkeit der Geometer auf die neuen Möglichkeiten,  welche die 
Photogrammetrie bot,  gelen kt. Dank seiner Intervention kam sie zuerst bei  der Anlage 
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Die Anwendung dieses Konvcrgcnzprinzipes für die Ermittlung von Funk­
tionsgewichten in Streckenketten ist nur dann von Bedeutung, wenn die Werte 
ß.2 A· sehr schnell konvergieren. Fiir die Raschheit der Konvergenz ist, wie aus (7) 

l 

und (14) ersichtlich ist, das Verhältnis �1 = f :�� hauptsächlich maßgebend. 

Bei den für die praktische Verwendung in Frage kommenden Kettenformen , die 
in der zitierten Arbeit (2] ausführlich behandelt sind, war die Konvergenz äußerst 
stark; zur Einlultung einer G�nanigkeit von ca. 5% der Gewichtsfunktion ge­
nügten gewöhnlich drei bis vier Glieder der Folge, während alle weiteren durch 

den Konvergcnzausdruck �2 
aproximiert werden konnten. 

A 
Bei Verwendung dieses Ergebnisses kann nun auch die Darstellung des Quer­

fehlers und des Fehlers der Richtungsübertragung einfach und übersichtlich er­
folgen. 

Li t e r a t u r: 

[ l .] K. H u b e  11 y: Die Aus5leichun g  von Dreiecksnetzen mit direkt gcmcssen en 
Seiten . Ö. Z. f. V. W., Heft Nr.15/6 1 9150. 

[2 .] G. S c  h e 11i11 g: Über die Grundfigur und den Län gsfehkr in Streckenketten. 
Ö. Z. f. V. W., Heft Nr. 15/6 Hl152. 

[3.] Jo rd a n-E g g  c r t: Handbuch der Vermessungskunde, 1 .  B ane\. 

Vom Steuerkataster zum Rechtskataster 

(Ein Beitrag z11r Reform des Gm11dstc11erk11t11stcrs) 

vo11 Dipl.-!11,�. Stcph1111 N 11 g y 
(Vcröffe11tlic/11111g des B1111desa111tes fiir Eich- 1111d Ver111ess1111gs1vese11) 

(Schluß) 

I I I. V o r s c h 1 ä g e z u r  E i  n f ü h r n n g d e  s R e  c h t s k a t a s t e r s 

Als Grundsatz für die Einführung des Rechtskatasters muß gelten , daß die 
Einrichtung des Grundbuches unverändert bleibe und das materielle Liegenschafts­
recht nur so weit abgeändert wird, als unbedingt erforderlich ist; eine umfassende 
Abänderung der Katastergesetzgebnng wird sich wegen des Überganges vom 
Grundsteuerkataster zum Rechtskataster nicht vermeiden lassen , wobei allerdings 
die Einrichtung des Grundkatasters möglichst wenig verändert werden soll. 

Über die Notwendigkeit der Ei11fiihn111g einer Ver11111rk1111gspjlicht und eines 
Schutzes für die Grenzzeichen bestehen vor allem ans volkswirtschaftlichen Gründen 
keine Zweifel. Schon um die Jahrhundertwende haben die Abgeordneten S i  1 b e­
r e r und Dr. G e  ß m a n  n mehrmals in Zeitabständen Initiativanträge über Ge­
setze zur Vermarkung der Grenzlinien zur parlamentarischen Behandlung ein­
gebracht; sie blieben aber ebenso unberücksichtigt wie der vom Bundesamt fiir 
Eich- und Vermessungswesen im Jahre 1923 verfaßte Entwurf eines Gesetzes ii ber 
eine fakultative Grenzvermarkung. Das Ge biet Österreichs enthält über 11 Millionen 
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Grundstücke, die schätzungsweise 3 bis 4 Millionen von Eigentumsgrenzen um­
schlossene zusammenhängende Teile von Grundbuchskörpern (Besitztümer) bilden, 
eine schlagartig angeordnete Vermarkung aller Besitztümer kommt natürlich der­
zeit nicht in Frage, ebenso nicht eine allgemeine Neuvermessung, die notwendig 
darauf folgen müßte. Dagegen wäre mit der Anordnung einer fakultativen, mit 
dem Fortschreiten derVermessungsarbeiten nebenher lauf enden Z wangsvermarkung 
eine seit längerer Zeit in der Praxis widerspruchslos gehandhabte Übung auf recht­
liche Grundlagen zu stellen. Die Vermarkungspßicht hätte sich somit auf die Neu­
vermessungsgebiete, ferner auf alle neu entstehenden Grenzen und bei Grund­
teilungen auch auf die Umfangs grenzen des zu teilenden Grundstückes, zumindest 
aber des abzutrennenden Teilungsgrundstückes und auf alle einvernehmlic;;h er­
neuerten oder im gerichtlichen Verfahren festgestellten Grenzen zu erstrecken. 
Für die Gebiete, die einer Bodenreform unterzogen werden, besteht die Ver­
markungspßicht bereits gern. § 12, Abs. l Flurverfassungsgrundsatzgesetz, ebenso 
bei Grundteilungen für die Teilungslinien auf Grund § 845 ABGR. Besonderes 
Augenmerk wird auf die Vermarkung jener Grenzen zu richten sein, die durch 
grundbücherliche Abschreibung bestehender ganzer Grundstücke aus dem zu­
sammenhängenden Teil eines Grnndbuchskörpers neu entstehen, auch wenn sie als 
Trennungslinien ungleicher Kulturgattungen bereits in der Mappe ersichtlich sind. 
Durch Novellierung des Lieg. Teil. G. wird Vorsorge zu treffen sein, daß die grund­
bücherliche Abschreibung solcher Grundstiicke erst erfolgen kann, wenn die Be­
stätigung über die Vermarkung und die Vermessung der Grenzzeichen vorgelegt 
wird. Für das Grundbuch kaum erfaßbar sind jene Fälle, in denen Grenzen dadurch 
neu entstehen, daß Grundstücke, die zwar in verschiedenen Grundbuchskörpern 
enthalten sind, aber ein und demselben Eigentümer gehören und miteinander in 
physischem Zusammenhang stehen, durch Eigentumswechsel bei einem dieser 
Grundbuchskörper aus dem. Verband des Besitztumes ausscheiden. Diese Fälle 
werden jedoch bei Durchführung der Eigentumsübertragung in den Grundbesitz­
bogen '.Zu erkennen sein; die Vermessungsbehörde wäre zu ermächtigen, die Eigen­
tümer unter Androhung einer Zwangsstrafe zur Vermarkung der neu entstandenen 
Eigentumsgrenze und zur Vermessung der Grenzzeichen durch eine zu Urkunds­
messungen befugte Person oder Stelle zu veranlassen. Am schwierigsten wird die 
Vermarkung von Grenzen nach Beendigung der gemeinsamen Benützung an­
einandergrenzender Grundstücke, also von Eigentumsgrenzen, die zwar rechtlich 
und auf der Mappe bestehen, in der Örtlichkeit aber gar nicht erkennbar sind, 
durchzusetzen sein. In solchen Fällen bedarf es der größten Aufmerksamkeit der 
Vermessungsbeamten während ihrer Tätigkeit im Außendienst und einer Ermächti­
gung der Vermessungsbehörde, ähnlich wie im vorher geschilderten Fall die Ver­
markung und Vermessung zu veranlassen. Zu regeln bliebe noch, ob und inwieweit 
die Grundeigentümer einvernehmlich Vermarkungen vornehmen und insbesondere 
vernichtete oder in ihrer ursprünglichen Lage veränderte Grenzzeichen ohne 
Beiziehung eines Sachkundigen vornehmen dürfen. Sicher ist, daß Grenzzeichen, 
über deren Lage Maßzahlen bei der Vermessungsbehörde vorliegen, nur von jenen 
Personen oder Stellen lagerichtig erneuert werden können, deren Pläne zur grund­
bticherlichen Teilung von Grundstücken geeignet sind. Da aber für die Grund-
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eigentümer schwer zu unterscheiden sein dürfte , ob Maßzahlen über die Lage eines 
vernichteten oder lageunrichtig g·ewordenen Grenzzeichens bei der Vermessungs­
behörde vorliegen, so könnte ein Verbot der Vermarkung durch andere als die 
vorangeführten Personen und Stellen nur für neuvermessene Gebiete festgesetzt 
werden. In den übrigen Gebieten könnte die einvernehmliche Erneuerung von 
Grenzzeichen an unverändert gebliebenen Grenzen zwar wie bisher durch die be­
teiligten Grundeigentümer gestattet sein, sie wäre aber anzeigepflichtig zu erklären 
und di.irfte erst nach Einmessung durch die genannten Personen oder Stellen und 
Übernahme der Eregbnisse in den Grundkataster rechtswirksam werden. Die 
Grenzen der Gewässer (nasse Grenzen) bedürfen keiner dauerhaften Vermarkung, 
es ge!1Ügcn Richtsteine an jenen Stellen , an denen ein merklicher Richtungswechsel 
im allgemeinen Verlauf des Gewässers eintritt. Regulierte Gewässer aber sind so 'Nie 
andere Grundstücke dauerhaft zu vermarken. 

Das Bundesgesetz vom 19. Oktober 1934, betreffend das Wasserrecht (WRG), 
BGBl. Nr. 316, hat durch die Bestimmung des § 4 insbesondere mit dem Abs. 5, 
wonach durch Ersitzung Eigentum oder ein anderes dingliches Recht am öffont­
lichen W assetgut nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes (1. November 1934) nicht 
mehr erworben werden kann, das Problem der nassen Grcn.zen akut werden lassen. 
Der Begriff „Gewässer" umfaßt nach diesem Gesetz Wasserwelle und Bett; unter 
„öffentlichem Wassergut" soll aber nur das Bett, nicht das Wasser selbst verstanden 
sein. Anläßlich der Verfassung von Teilungsplänen, der Portfohrnng der Katastral­
mappe oder der Nenvermessnngeines Gebietes kann häufig festgestellt werden, daß 
ein unreguliertes Pluß- oder Bachbett an einer anderen Stelle verläuft, als zur Zeit 
der letzten Vermessung. An jenen Stellen, an denen in der Katastralmappe das 
Flußbett dargeste1lt ist, findet sich in der Örtlichkeit längst schon land- oder forst­
wirtschaftlich genutzter Boden vor, da clieletzte Vermessung auch mehr als l 00 Jahre 
zurückliegen kann. Die Änderung kann auf einer allmählich eingetretenen An­
schwemmung an einem Ufer unter gleichzeitigen Abrissen am anderen Ufer be­
ruhen, sie kann aber auch durch plötzliche Änderung (Venverfung) des Wasser­
laufes entstanden sein; sehr häufig wird eine Kombination beider Ursachen vor­
liegen, die sich so übergreifen, daß die Auswirkung nicht zu trennen ist. Bei öfl:en t­
lichem Wassergut vvird nur im ersten Pall die Grundfläche,  auf der sich das Bett 
des Gewässers früher befand, nach den Vorschriften des § 411 ABGB. in das Eigen­
tum desjenigen Anrainers übergegangen sein, bei dem die Anschwemmung ein­
getreten ist; es bleibt aber fraglich, ob die durch allmählichen Uferabriß zum 
Wasserbett gewordene Grundfläche nicht im Eigentum des Anrainers verblieben 
ist. Im Palle einer Verwerfung ergeben sich noch größere Schwierigkeiten, da 
gemäß § 4, Abs. 1 WRG. das verlassene Wasserbett eines öffentlichen Gewässers 
öffentliches Wassergut bleibt und eine Ersitzung daran, wie bereits erwähnt, aus­
geschlossen ist, es sei denn, sie wäre vor dem 1. November Hl34 abgeschlossen 
worden. Der Nachweis der Ersitzung wird infolge der weit zurückliegenden Zeit 
des Ersitzungsbeginnes, der vor dem 1. November 1894 eingetreten sein miißte, 
nur schwer zu erbringen sein. Das ehemalige Wasserbett müßte daher im Grund­
kataster und im Grundbuch als eigenes Grundstück mit der Begrenzung der Ufer­
inien des Jahres 1894 und der Bezeichnung „öffentliches Wassergut" erhalten 
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bleiben , obgleich die Bezeichnung den tatsächlichen Verhältnissen nicht entspricht 
und in den allermeisten Fällen auch von Seiten der Wasserrechtsbehörde kein Inter­
esse an der Aufrechterhaltung dieses fiktiven Zustandes besteht ;  es kann aber meist 
vveder die Wasserrechtsbehörde noch der Anrainer die Uferlinie des Jahres 189'1 
in der Örtlichkeit zeigen, sicher i s t  nur, daß die Darstellung auf der Mappe, 
wenn sie nicht gerade aus dieser Zeit s tammt, infolge der immerwährenden 
Änderungen der Uferlinie, die nasse Grenze nicht richtig wiedergeben kann. Doch 
auch das neue Wasserbett müßte nicht allein aus s teuerlichen Gründen, sondern 
auch der Übersichtlichkeit wegen in den Grundkataster und in das Grundbuch als 
eigenes Grundstück aufgenommen werden. Da der Lauf des Gewässers an dieser 
Stelle doppelt in Erscheinung treten würde, könnten daraus auch Irrtümer und 
Mißverständnisse entstehen. Geradezu unentwirrbare Rechtsverhältnisse ergeben 
sich aus der Kombination der allmählichen mit der plötzlichen Änderung des 
W asscrbettes ; diese Möglichkeit tritt aber am häufigsten auf, weil der Zeitabstand 
zwischen der vorangegangenen Vermessung (meist  der Katastral uraufnahme !) und 
der nunmehrigen oft 100 Jahre und mehr beträgt. Da dieser Zu stand von der recht­
suchenden Bevölkerung nicht verstanden würde, hat sich die Vermessungsbehörde 
damit beholfen, Grenzänderungen zwischen Wassergrundstücken und Grund-
5tücken mit fester Erdoberfläche als Mappenberichtigungen zu behandeln. Diese 
Praxis entspricht nach der derzeitigen Rechtslage nicht dem Gesetz und kann bei 
Vorliegen einer durch Maßzahlen der scinerzeitigen Vermessung überprüfbaren 
Grenzdarstellung auch gar nicht angewendet werden. Bei regulierten öffentlichen 
Gewässern sind die Bestimmungen des § 4 WRG. jedoch von großem Vorteil und 
können auch keine Schwierigkeiten vorgenannter Art bereiten , weil die Grenzen 
solcher Gewässer nach ihrer Regulierung vermessen und in der Mappe dargestellt 
wurden; überdies sind die m �isten regulierten Gewässer ausreichend dauerhaft 
vermarkt. In  eine Novelle zum Lieg.Teil. G. wären Bestimmungen aufzunehmen, 
\velche die V crbücherung der natürlichen Änderungen an den Grenzen der Ge­
wässer ohne langwierige Verfahren ennöglichen; wo diese Änderungen aber durch 
Menschenhand herbeigeführt wurden , kann die Verbücherung nicht auf diese 
Weise vorgenommen werden. In Österreich können alle Grenzen , mit Ausnahme 
der Grenzen öffentlicher Gewässer, durch Ersi tzungserwerb von Grundstücksteilen 
verändert werden ; nur die Grenzen öffentlicher Gewässer, die am raschesten natür­
lichen Änderungen u llterliegen und über deren Verlauf nur selten zuverlässige 
Mappendarstellungen vorhanden sind, können durch Ersitzungserwerb seit 1 .  No­
vember 1 934 nicht mehr veriindert werden . 

In Bayern ,  \Vo die Katast raluraufnalune gleichfalls weit zurückliegt und die 
Darstellung der sich s tets ändernden nassen Grenzen auch öfters unzuverlässig ist , 
gilt eine gegenteilige Regelung. Dort blieben die wasserrechtlichen Bestimmungen 
durch das BGB. unberlihrt ;  die in den f1lnrkarten dargestellten Uferlinien nehmen 
in ihrer Eigenschaf t als Eigentumsgrenzen der Ufergrundstücke und der Inseln 
am öffentlichen Glauben des Grundbuches nicht teil und besteht für sie auch keine 
Vermutung im Sinne des § 891 BGB. Dies gilt sowohl für öffentliche als auch für 
private Flüsse und Bäche. Bedingt gel ten diese Ausführungen auch fiir solche 
Wasserläufe, die infolge klinstlicher Maßnahmen längst s tellenweise oder gänzlich 
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verlandet und mit Gras und B1umwuchs b �standen sind, insbesondere fiir die Alt­
wasserflächen begradigter Flüsse, insoferne nicht durch späteren gutgläubigen Er­
werb oder durch Zuschlag in der Zwangsversteigerung die zunächst fälschliche 
Eintragung im Grundbuch 111 ngcls rechtzeitiger Berichtigung wieder richtig 
geworden sein kann, weil das verlandende Grundstück nicht mehr dem Wasser­
recht unterstand. Der Bestand der sogenannten geschlossenen Gewässer (Seen, 
Teiche, Kanäle, Mühlbäche, Gräben u. dgl.) bestimmt sich in Bayern nach dem 
al lgemeinen Liegenschaftsrecht und ist somit unveränderlich. 

Die wasserrechtlichen Regelungen der Schweiz sind besonders unübersicht­
lich , weil sie entsprechend dem föderativen Staatsaufbau in solche des Bundes 
und der Kantone zerfallen. Bundeseinheitlich setzt Art. 659 des SZGB. über die 
Bild ungneuenLandesfest : „Entsteht durch Anschwemmung, Anschiittung, Boden­
verschiebung, Veränderung im Lauf oder Stand eines öffentlichen Gewässers oder 
in anderer Weise aus herrenlosem Boden der Ausbeutung fähiges Land , so gehört 
es dem Kanton, in dessen Gebiet es liegt." Weiters Abs. 2 :  „Es steht den Kantonen 
frei , solches Land den Anstößern zu überlassen." Schließlich Abs. 3 :  „Vermag 
jemand nachzuweisen , daß Bodenteile seinem Eigentum entrissen worden sind, 
so kann er sie binnen angemessener Frist zurückholen." Bundeseinheitlich ist ferner 
im Art. 664 Abs. 1 des SZBG. über herrenlose und öffentliche Sachen festgesetzt, 
daß sie unter der Hoheit des Staates stehen , in dessen Gebiet sie sich befinden. 
Gem. Abs. 2 besteht unter Vorbehalt anderweitigen Nachweises an den öffent­
lichen Gewässern sowie an dem der Kultur nicht fähigen Lande wie kahlem Gestein 
und Gletschern und den daraus entspringenden Quellen kein Privateigentum. 
Von besonderer Wichtigkeit fiir die Schweizer Gru ndbuchvermessung ist Art. GGO, 
SZGB„ der för die Bodenverschiebungen von einem Grundstück auf ein anderes 
bestimmt, daß sie keine Veränderung der Grenzen bewirken; somit werden die 
durch Bodenverschiebungen veränderten Grenzzeichen unrichtig. Die Schweizer 
Grundbuchvermessung i st im Gegensatz zum österreichischen und bayerischen 
Grundkataster ein neues Vermessungswerk ,  in dem die dargestellten Grenzen 
öffentlicher Gewässer den Uferlinien zur Zeit des Wirksamkeitsbeginnes des SZGB. 
entsprechen können; nicht die Festlegung der Unveränderlichkeit der nassen 
Grenzen macht Schwierigkeiten , sondern das Fehlen planlicher Darstellungen 
zum Zeitpunkt, mit dem ein Ersitzungserwerb nicht mehr möglich war und die 
Unterseheid ungzwischen denÄ nderungen d urchAnschwenunung oderVerwerfung. 

Die Notwendigkeit einer Ei11sc!1rä11k1111g des EnPerbes voll Eige11t11111 a11 Gm11d­
stiicksteile11 d11rclt Ersitz1111g i st bereits eingehend dargelegt worden. Die Möglich­
keit, durch solchen Erwerb Grenzänderungen herbeiführen zu können, erweist sich 
dann als s chädlich , wenn eine zuverlässige Mappendarstellung über den Grenz­
verlauf vorhanden ist ; sie müßte aber für jene Gebiete erhalten bleiben , für die 
dies nicht zutrifft. Vor allem wären die Neuvermessungswerke dadurch zu schützen , 
daß in� inem dieL andesvermess ung ordnenden Vermessungsgesetz eine Bestimmung 
a ufztrnehmen wäre, wonach dm'ch Ersitzung Eigentum an Teilen von Grund­
stiicken nach Eintritt der Rechtskraft des N euvermessungsoperates nicht mehr 
erworben und durch Ersitzung erworbenes Eigentum an solchen Teilen nicht mehr 
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geltend gemacht werden kann. Da über alle Grenzen eines Neuvermessungsgebietes 
in der Örtliehkeit eine Verhandlung geführt wird, zu der die Beteiligten geladen 
werden, kann durch Ersitzung erworbenes Eigentum an Grundstücksteilen der 
Vermessungsbehörde nur dann nicht zur Kenntnis gelangen, wenn es verschwiegen 
und da die Beniitzungsgrenzen ja irgendwie ersichtlich sein miissen, wenn es z u  
einer Änderung der Eigentumsgrenzen gekommen ist, geradezu verheimlicht wird. 
Zwischen derGrenzverhandl ung und dem Abschluß desNeuvennessungsverfahrens, 
mit dem die Rechtskraft wirksam wird, liegen meist Monate oder auch Jahre und 
besteht anläßlich der Auflegung des Neuvermessungsoperates immer noch die 
Möglichkeit,Ersitzungserwerb geltend zu machen. Auch nach Abschluß der Boden­
reform ist in dem davon betroffenen Gebiet der Ausschluß des Ersitzungserwerbes 
zur Erhaltung der Neuordnung geradezu geboten. Es sollten die älteren Neuver­
messungswerke aber gleichfalls vor der Zerstörung durch Ersitzungserwerb ge­
schützt werden; für jene Arbeiten, deren Beginn noch keine 30 Jahre zurückliegt, 
ist dies in gleicher Weise möglich, wenn nur vor Festsetzung der Rechtskraft die 
durch Abschreibung ganzer Grundstücke aus dem zusammenhängenden Teil eines 
Grundbuchskörpers nach Beendigung der Neuvermessung nenentstandenen Gren­
zen erhoben , vermarkt und vermessen werden. Liegt der Beginn der Neuver­
messungsarbeiten noch weiter zurück, so könnte erwogen werden, ob nicht mit 
Inkrafttreten des Gesetzes für diese Neuvermessungsgebiete der weitere Ersitzungs­
erwerb an Grundstücksteilen ausgeschlossen werden sollte. Zu diesem Zeitpunkt 
durch vollendete Ersitzung bereits erworbenes Eigentum müßte jedoch auch 
weiterhin geltend gemacht werden können; freilich nähert man sich damit jenem 
Zustand, der durch § 4 WRG. für die öffentlichen Gewässer herbeigeführt wurde. 
Da aber eine solche Maßnahme zur Festigung der Bestimmung des WRG. bei­
tragen vviirde und die trockenen Grenzen keinen so häufigen und erheblichen 
Veränderungen unterworfen sind und für sie Änderungen durch Erwerb nach den 
Vorschriften des § 41 1 ABGB. nicht in Frage kommen, könnten alle Neuvermes­
sungen, die nach dem 30 . Oktober 1894 begonnen wurdt'n, in diese Maßnahme 
eingeschlossen werden. Der Eintritt der Rechtskraft des Neuvermessungsoperates 
wäre bei den davon betroffenen Grundstücken im_ Grundstiicksverzeichnis mit 
der Wirkung ersichtlich zu machen, daß sich niemand auf die Unkenntnis der nach 
dem Gesetz erfolgenden Rechtskraft des Neuvermessungsoperates berufen kann. 
Die Erstreckung der Rechtskraft auf ältere Neuvermessungswerke, die bereits 
fortgeführt werden, kann aber nur unter der Voraussetzung erfolgen, daß die 
Fortführung mit derselben Sorgfalt und Genauigkeit wie die Neuvermessung 
vorgenommen wurde. Im Fortführungsdienst hat die Vermessungsbehörde durch 
ihre Inspektionsorgane stets dafür gesorgt, daß fehlerhafte Vermessungsergebnisse 
- soweit sie von ihren eigenen Organen stammen - nicht in den Grundkataster 
und das Grundbuch gelangt sind; hinsichtlich der Grundteilungspläne anderer 
Stellen und Personen erstreckte sich die Überprüfung lediglich auf die technischen 
Erfordernisse der Pläne. Eine Überprüfung der Vermessung in der Örtlichkeit 
erschien im Hinblick auf die Bestimmung der Verordnung  BGB!. Nr. 204/1932, 
§ 7, Abs. 3, letzter Satz zwecklos. In Neuvermessungsgebieten sind mittels des vor­
handenen umfangreichen Zahlenmateriales aus den Koordinatenverzeichnissen und 
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Fddskizzen Vermessungsfehler bei Überprüfung der technischen Erfordernisse 
der Pläne auch ohne Überprüfung der Vermessung in der Örtlichkeit feststellbar. 
Da die f estgestellten Mängel von der Verinessungsbehörde durch Ergänzungs­
messungen beseitigt werden , soweit der Planverfasscr nicht freiwillig die Behebung 
der Mängel vornimmt, besteht in Neuvermessungsgebieten kein Anlaß, die Grnnd­
t.".ilungspläne von der Rechtskraft auszuschließen. 

In Gebieten, in denen die Katastralmappe aus der Katastraluraufnahmc hervor­
gegangen ist und Maßzahlen aus früheren Fortführungsvermessungen nicht vor­
liegen , kann die Überprüfung der technischen Erfordernisse der Pläne ohne Über­
prlifung der V crmessung in der Örtlichkeit nicht immer zur Aufdeckung von 
Fehlernf öhren. Abgesehen von der daraus zu folgernden Unsicherheit stehen aber 
der Ausschließung des E csitzungserwerbes an Grundstücksteilen für Grenzen , die 
im Zuge der Fortführung oder Grundteilung außerhalb von Neuvermessungs­
gebieten vermessen wurden , auch noch andere Hindernisse entgegen. Die Aus­
schließung bezieht sich auf Grundflächen und kann deshalb nur für ein Gebiet 
festgelegt werden , das in seiner Ausdehnung genau definiert ist, also für ein Neu­
nrmessungsgebiet (eine Mehrzahl von Grundstücken) oder für ein einzelnes Besitz­
tum. Bedingung ist aber, daß eine zuverlässige Mappendarstellung über die gesamte 
Begrenzung des Besitztumes i m. Grundkataster vorhanden ist. F lir Grundteilungs­
pläne ergibt sich aber aus § 2 ,  Abs. 1 der Verordnung BGBl. Nr. 204/Hl32, daß 
Trennstücke von größerem Flächenausmaß als 2 ha ihrem Gesamtumfang nach gar 
nicht zu vermessen sind. Die Umfangsgrenzenklcinerer Trennstücke werden wegen 
Fehlens einer V ermarkungspflicht meist unvermarkt und ohne Beiziehung der 
Anrainer als vorgefundene Benützungsgrenzen cingcmessen , so daß dem Ergebnis 
lediglich der Charakter einer Besitzstandsaufnahme zukommt. Nur für den Fa11 als 
sich aus dem Teilungsplan ergibt, daß die in der Natur unverändert gebliebenen 
Grenzen des Trennstiickes in der Grundbuchsmappc unrichtig dargestellt sind, hat 
der Verfasser des Planes gern. § 27, Abs. 1 Lieg.Teil. G. das Einverständnis der 
Parteien über die unverändert gebliebenen Grenzen zu beurkunden; diese Be­
urkundung wird manchmal durch die Bestätigung des Planverfassers ersetzt, daß 
die Unterschriften der Parteien nicht zu erlangen waren. Die Vermessungs beamtcn 
nehmen anläßlich der Erhebung von Widmungs- oder Kulturänderungen nur die 
in nächster Nähe gelegenen Teile der Grenze zwecks Einpassung der Aufnahme in 
die Katastralmappe auf . Es trifft also die Forderung, daß die gesamte Begrenzung 
eines Besitztumes einvernehmlich vermarkt und vermessen wurde , in der Mehrzahl 
der Fälle nicht zu, weshalb die Forderung auf Ausdehnung der geplanten Maßnahme 
zum Ausschluß des Ersitzungserwerbes an Grundstücksteilen für Fortföhrungsfälle 
und Grundteilungen außerhalb neuvermessener Gebiete umsoweniger erwogen 
werden kann, als der Vermessungsbehörde - zvvecks Kennzeichnung der be­
trofl:enen Grundstücke im Grundstücksverzeichnis - die ungeheure Verwaltungs­
aufgabe aufgebürdet werden müßte, das Zutreffen der Bedingungen für jeden 
einzelnen Vermessungsfall vom 1 .  November 1894 an festzustellen und zu über­
prüfen. \Vürden jedoch die vorgenannten Unzulänglichkeiten durch Änderung 
der V dg. BGB]. Nr. 204 auf Grund eines Vermessungsgesetzes beseitigt, so könnten 
die nach diesen neuen Bestimmungen vorgenommenenFortführungsvermessungen 
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und verfaßten Grundteilungspläne als Grundlage für eine Maßnahme zum Aus­
schluß des Ersitzungserwerbes an Grundstücksteilen dienen. Es dürfte aber eine 
solche Maßnahme für V erm�ssungen einzelner Besitztümer kaum zweckmäßig sein. 

Z LJ den angeführten Vorbedingungen für die Einführung des Rechtskatasters 
gesellt sich als wichtigste die Nc11regel1111g der Bede11t1111g der Katastral111appe fiir Gre11z­
cmc11cr1111gen 1111d Gre11zstreitigke ite1 1 .  Die hiefür maßgeblichen Bestimmungen sind 
in den §§ 850 bis 85 .3 ABGB. enthalten, die durch Kaiserliche Verordnung vom 
2. Juli 1915 , RGBl. Nr.  208 - die sogenannte II. Teilnovelle - neu gefaßt wurden. 
U,1111ittclbarer Anlaß zu dieser legislativen Maßnahme war die Rückeroberung 
von Teilen der Kronländer Galizien und Bukowina, die durch die Kriegsereignisse 
sehr gelitten hatten und in denen die Grenzen vielfach verwischt worden waren. 
Die ursprüngliche Fassmig der §§  850 bis 85.1 war hinsichtlich der Voraussetzungen 
und der Einrichtung des Verfahrens sehr unkl ar. Soweit sich e ine herrschende Lehre 
überhaupt bilden konnte, ging sie dahin, daß ein Außerstreitverfahren einzuleiten 
war, wenn die Gefahr drohte , daß die Grenzen unkennbar werden könnten. War 
die Grenze wirklich u t1kennbar geworden oder streitig, so ·war zunächst ein pos­
sessorisches und nach diesem ein petitorisches Verfahren durchzuführen, in dem es 
schließlich zu einer Verteilung des strittigen Grundes durch den Richter kommen 
konnte; dieser hatte den streitigen Grund, nach Verhältnis des Besitzes, von wel­
chem. der Anspruch ausgeht, zu verteilen - wohl e ine völlig unverständliche 
Weisung. Die Neufassung durch die II. Teilnovelle setzte für die drei Fälle der 
drohenden Unkenntlichkeit, der wirklichen Grenzverwischung und der streitigen 
Grenze zunächst die Einleitung des Außerstreitverfahrens fest und verlegte die 
Verteilung durch den Richter aus dem Petitori mn in das Außerstreitverfahren, für 
den Fall als der letzte ruhige Besitzstand nicht festgestellt werden kann. Die Ver­
teilung der Fläche hat dann nach billigem Ermessen des Gerichtes zu erfolgen. 
Sehr ausführlich ist in dem bereits genannten Artikel von Privatdozent DDr.  Josef 
W e g a n  im Heft 2 des Jahrganges 1953 der „Österreichischen J misten-Zeitung" 
die derzeitige Bedeutung der Mappe für Grenzstreitigkeiten klargestellt worden, 
es erübrigt sich deshalb, nochmals darauf einzugehen. Den dort geäußerten Zweifeln 
über die Güte der bestehenden Regelung wäre aber noch folgendes hinzuzufügen: 
Die Grundbücher führen nur Grundeigentum und Grundeigentiimer; es mi.ißten 
also, soll die Einrichtung des Grundbuches zweckmäßig sein, vorerst in der Ört­
l ichkeit die Eigentumsverhältnisse bei allen Grundstlicken geklärt sein oder bei 
irgendwie entstandenen Änderungen geklärt werden . Es erscheint völlig unver­
einbar, einerseits ein öffentliches Grundbuch nur mit dem Grundeigentum der 
Bodenoberßäche zu führen und andererseits dieselbe Bodenoberßäche im außer­
streitigen Verfahren nach dem letzten ruhigen Besitzstande zu verteilen, dabei der 
Eigentumsrechtslage allenfalls widersprechende Besitzstände förmlich zu s anktio­
nieren und diese Besitzzustände zur grundbücherlichen Eigentumseintragung zu 
bringen. Es ist auch nicht einzusehen , weshalb im Streit um e in separat liegendes 
(allseits von fremdem Eigentum umgebenes) Gnmdstück nur das petitorische, im 
Streit um ein aus dem zusammenhängenden Teil  eines Grundbuchskörpers stam­
mendes aber - zumindest vorerst - das außerstreitige Verfahren zur Anwendung 
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kommt. Glaubt eine Partei im Außerstreitverfahren durch Festlegung des letzten 
ruhigenBesitzstandes ihr besseres Recht verletzt, so kann sie es durch die Eigentums­
klage (Vindikation) zu wahren versuchen. Das petitorische Verfahren ist umständ­
lich, weil der Richter auf die Anträge der Parteien angewiesen ,  auf den Umfang 
der Klage beschränkt, nur das Eigentum des streitigen Gru ndstückes und im letzt­
genannten Fall dadurch nur die beiden genau beschriebenen Grenzlinien (der einen 
und der anderen Partei) seinem Urteil unterziehen kann . Ergibt das Verfahren , 
daß eine dritte Grenzlinie die Eigrntumsgrenze bildet ,  so muß er die Klage auch 
dann abweisen ,  wenn die vom Kläger behauptete Grenzlinie nur geringfügig davon 
abweicht. Im ersten Fall, in dem gleich das petitorische Verfahren anzuwenden 
war, geht die Entscheidung eigentlich um die im Grundbuch eingetragene Grund­
stücksnummer, die schwierige Entscheidung über die Grenzlinie entfällt,  obwohl 
auch in diesem Fall die Grenzlinie von entscheidender Bedeutung ist, wenn etwa 
einer der Anrainer das abgesondert liegende Grnndsti'tck sich aneignen wollte. 

Wenn die Grenzen zwischen zwei Grundstücken durch was immer for Um­
stände so verletzt worden sind, daß sie ga11z unkenntlich werden könnten , oder 
wenn die Grenzen wirklich unkennbar sind, so bedarf es zu ihrer Erneuerung, 
falls sie nicht streitig sind, weniger eines gerichtlichen Verfahrens als der Arbeit  
eines Vermessungsfachmannes, und wenn das Ergebnis anerkannt wird oder die 
Parteien sich in der Absicht auf einen Grenzverlauf einigen, daß jeder das erhält 
und behält, was ihm gehört, der Vermarkung und Vermessung der erneuerten 
Grenze. Handelt es sich aber um Grundstücke , die auf Grund der vor angeführten 
Neuregelung unter der Wirkung der Rechtskraft des Neuvermessungsverfahrens 
stehe n ,  so wird auch eine strittige Grenze auf Grund der Ergebnisse des Neuver­
messungsverfahrens (des N euvermessungsoperateseinschließlich seiner Fortführung) 
auf Antrag einer Partei durch die Vermessungsbehörde festgesetzt werden können, 
denn Ersitznngserwerb an Grnndsti'tcksteilen , durch den eine Änderung des Grenz­
verlaufes hätte verursacht werden können, kann gar nicht geltend gemacht werden. 
Sind aber Grnndstiicksteile durch ein nicht verbüchertes Rechtsgeschäft auf den 
Anrainer übergegangen, so kann er den obligatorischen Anspruch auf Einräumung 
des Eigentumsrechtes durch Klage auf Einhaltung des Vertrages wahren . Aber 
auch in Gebieten, in denen die Neuvermessung schon weiter zurückliegt und Er­
sitzungserwerb an Grundstücksteilen den im Neuvermessungsoperat festgehaltenen 
Grenzverlauf geändert haben könnte , ja sogar im Falle als durch Fortführung oder 
Grundteilung zuverlässige Vermessungsergebnisse über den Grenzverlauf in Ge­
bieten mit Mappen, die noch der Katastraluraufnahme entstammen, bei der Ver­
messungsbehörde vorliegen, wird die Erneuerung der Grenze nach diesen Ergeb­
nissen vorzunehmen sein. Wird eine Änderung des Grenzverlaufes durch Rechts­
erwerb nicht behaupte t,  so bleibt auch in diesen Fällen die im Grundkataster fest­
.gehaltene Grenze als Eigentumsgrenze unverändert erhalten. 

Es wird vorerst eine klare Abgrenzung zwischen Grenzstreiten gegenüber 
jenen anderen Streitigkeiten erforderlich sein , die mittelbar auch, die Grenze be­
treffen,  aber durch außerbücherlichen Rechtserwerb (z. B.  Ersitzung) oder obligato­
rischen Anspruch auf Einräumung des Eigentumsrechtes veranlaßt werden .  Als 
Grenzstreit  wären sonach j ene Fälle zu bezeichnen, in denen keiner der beteiligten 
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Eigentümer e inen Anspruch auf Ä nderung j ener Grenze behauptet, die bei der 
letzten Vermarkung und Vermessung hätte festgestellt werden sollen .  

Sodann wird man s ich über die an den Grundkataster z u  stellenden An­
forderungen hinsichtlich Darstellung und Festhaltung des Grenzverlaufes klar 
werden müssen . liegen über den anläßlich der letzten Vermarkung und Katastral­
vermessung festgestellten Grenzverlauf kontrollierte Maßzahlen vor, die sich auf 
das Netz der Landestriangulierung (Landeskoordinaten) beziehen, so wird die Er­
neuerung mit nahezu der gleichen Genauigkeit möglich sein, mit der die Auf­
nahmeseinerzeiterfolgte. Die Fortführung und die Vermessung von Grundteilungen 
kann aber nicht überall auf den trigonometrischen P unkten aufbauen, sie wird 
schon aus wirtschaftlichen Gründen in Gebieten, in denen die Katastralmappe aus 
einer Meßtischaufnahme hervorgegangen ist, meist unveränderte Anbindepunkte 
benützen müssen. Eine Erneuerung der Grenze wird auch bei Vorliegen kontrol­
lierter Maßzahlen in diesem Fall weitgehend vom Erhaltungszustand dieser An­
bindepunkte abhängen .  Es hat aber keiner der vorgenannten Nachbarstaaten, in  
denen die Grundstücksvermessung am öffentlichen Glauben des  Grundbuches teil­
nimmt, an das Vermessungswerk die hohe Forderung gestellt, den Verlauf der 
Grenzen unbedingt durch kontrollierte Maßzahlen festzuhalten.  Nirgends wurden 
Meßtischaufnalunen mit der Begründung ausgeschlossen, daß ihre Genauigkeit 
zu gering sei  oder das Fehlen von Maßzahlen sie für diese Aufgabe ungeeignet 
erscheinen lasse.  Es wird der österreichische Grundkataster der Forderung, als 
Grundlage der Erneuerung und Feststellung der Grenzen zu dienen, dann ent­
sprechen, wenn der Verlauf der Grenzen vor der Vermessung von den beteiligten 
Grundeigentümern einvernehmlich klargestellt, die Vennessung mit der durch Ein­
haltung der amtlichen Fehlergrenzen (Tabelle 1 und 2) erzielbaren Genauigkeit 
erfolgt und die Darstellung des Grenzverlaufe s  im Vermessungswerk überprüft 
wurde. Werden Grenzen auf Grund einer solchen „kontrollierten Grenzdarstellung" 
erneuert, so wird die zu fordernde Genauigkeit sich aus den amtlichen Fehler­
grenzen ergeben; diese Genauigkeit ist heute nicht so sehr eine technische als eine 
wirtschaftliche Frage. Wer aber glaubt, daß durch Zeugenaussagen, die sich haupt­
sächlich - meist sogar ausschließlich - auf das Gedächtnis stützen, die Erneuerung 
unkenntlich gewordener oder streitiger Grenzen mit größerer Genauigkeit erfolgen 
kann, dem sei in Erinnerung gebracht, daß im Vermessungswesen das Gedächtnis 
stets als schlechtes geodätisches Instrument gegolten hat. 

Die Neuregelung der Bedeutung der Katastralmappe für Grenzerneuerungen 
und Grenzstreitigkeiten erfordert die Aufhebung der von Anbeginn ihrer Wirk­
samkeit ungünstig kritisierten Bestimmungen der §§ 850 bis 853 ABGB. und 
Regelung der Materie in einem eigenen Bundesgesetz nach Ausscheidung der in 
einem Vermessungsgesetz zu regelnden Erneuerungen nicht bestrittener Grenzen. 
Es wären Grenzstreite gegenüber anderen Streitigkeiten abzugrenzen;  soferne über 
diestrittige Grenze eine kontrollierte Grenzdarstellung bei der Vermessungsbehörde 
vorliegt, wäre auf Antrag eines beteiligten Eigentümers die Feststellung der Grenze 
mit der vorgeschriebenen Genauigkeit durch die Vermessungsbehörde vorzuneh­
men .  Liegt über diestrittigeGrenze bei der Vermessungsbehörde keine kontrollierte 
Grenzdarstellung vor oder kann die Grenze wegen Zerstörung eines Teiles oder 
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aller Anbindepunkte nicht mit der vorgeschriebenen Genauigkeit festgestellt wer­
den, so entscheidet über den Grenzstreit das Gericht; kann es den Grenzverlauf, 
der bei der letzten Vermarkung und Vermessung hätte festgestellt werden sollen , 
nicht feststellen, so ist die Grenze nach billigem Ermessen festzusetzen.  Dem Urteil  
oder Vergleich ist ein von einem Vermessungsbeamten oder einem Ingenieur­
konsulenten für Vermessungswesen als Sachverständigen hergestellter geometrischer 
Plan über die festgestellte und vermarkte Grenze beizuheften. Ein solcher Gesetzes­
entwurf ist in Vorbereitung. 

Die Ei11fiilm111g des Rechtskatasters auf Grund der Katastraluraufnahme hätte 
noch in j ener Zeit vorgenommen werden können, in der ganz im Gegensatz hie zu 
zum erstenmal in einem Gesetz festgelegt wurde, daß die Grundbuchsmappe nur 
zur Veranschaulichung der Lage der Liegenschaften diene, dies beweist das Beispiel 
der Kronländer Böhmen, Mähren und Schlesien (heute Tschechoslowakische 
Republik) . Sie hätte vielleicht auch noch zu dem Zeitpunkt erfolgen können, als 
in das ABGB . durch die II. Teilnovelle j ene verhängnisvolie Weisung aufgenom­
men wurde , wonach im StreitfaÜ die Grenze nach dem letzten ruhigen Besitzstand 
festzusetzen sei, während gerade damals unsere Nachbarstaaten,  nämlich die Schweiz 
und Deutschland im Privatrecht Vorsorge zur Einführung eines Rechtskatasters 
getroffen haben. Damals war die Katastraluraufnahme 60 bis 90 Jahre alt, die Zer­
störung durch Ersitzungserwerb und Unterlassung der Einmessung j ener Grenzen,  
die durch Abschreibung ganzer Grundstücke aus dem zusammenhängenden Teil 
eines Grundbuchskörpers verursacht wurden , noch nicht so weit vorgeschritten 
wie heute. Der Fortschritt der anderen Staaten und der eigene Rückschritt um die 
Jahrhundertwende hatte einen ursprünglich gar nicht vorhandenen Vorsprung der 
anderen zur Folge, der mit einfachen Mitteln nicht mehr wettgemacht werden kann . 
Am exaktesten wäre es, das Beispiel der Schweiz - wenn auch reichlich spät -
nachzuahmen ,  die Katastraluraufnahme aus der ersten Hälfte des vorigen Jahr­
hunderts lediglich als Provisorium gelten zu lassen und für das ganze Staatsgebiet, 
soweit nicht aus späterer Zeit einwandfreie Vermessungswerke vorhanden sind , 
eine Neuvermessung anzuordnen.  Im Gegensatz zur Schweiz ist aber in Österreich 
bis auf einen Rest des südlichen Burgenlandes das Grundbuch überall neu angelegt; 
abgesehen von den daraus entstehenden Schwierigkeiten sind j ene von finanzieller 
Natur für einen verarmten Staat nahezu unüberwindlich.c Bayern hat um die 
Jahrhundertwende den der Schweiz genau entgegengesetzten Weg beschritten. 
Die Anlegung des Grundbuches erfolgte auf Grund der fortgeführten Katastral­
uraufnahme, die in den vorangegangenen 50 bis 90 Jahren infolge Ersitzungs­
erwerbes an Grundstiicksteilen - ähnlich wie in Österreich -, nicht aber durch 
Unterlassung der Einmessung und Vermarkung von durch Abschreibung von 
Plannummern (Parzelien) aus dem zusanunenhängenden Teil  eines Besitztums neu­
entstandenen Grenzen einigermaßen gelitten hatte. Nach Anlegung des Grund­
buches konnte Eigentum durch Ersitzung an Grundstücken nicht mehr erworben 
werden; so hat die Zeit die Schäden der Vergangenheit an der Katasterkarte alI­
mählich beseitigt. Der bayerische Grundsteuerkataster befand sich aber schon 
zur Zeit seiner Anlegung durch das Liquidationsverfahren in einer vorteilhafteren 
Lage als der österreichische. Die Katastraluraufnahme und die Grundbuchsanlegung 
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liegen in  Österreich viel zu weit zurück, als daß eine ähnliche Regelung w i e  in  
Bayern heute noch mit  Erfolg getroffen werden könnte. Es bleibt also nur die 
Möglichkeit,  die Neuvermessungswerke in  einen Rechtskataster überzuführen 
und in den übrigen Gebieten mit M appen,  die aus der Katastraluraufnahme her­
vorgegangen sind, der aus Fortführungsvermessungen (Grundteilungen) fallweise 
entstandenen kontrollierten Grenzdarstellung bei Grenzstreitigkeiten e twa j ene 
Bedeutung zu geben, die bisher der „letzte r uhige Besitzstand" innehatte. D a  aber 
für die Festsetzung der s treitigen Grenze auch in allen übrigen Fällen dem letzten 
ruhigen Besitzstand nicht mehr der Vorrang gegeben werden soll, s teht der freien 
richterlichen Beweiswürdigung der nur graphisch vorhandenen D arstellung der 
strittigen Grenze auf der Katastralmappe kein Hindernis entgegen. 

Die Besti111 111 1111ge11 iiber den „Gr1111dkataster" - die Beziehung zur Ste uer ist  
nicht mehr Hauptzweck und braucht in  der Bezeichnung nicht mehr erwähnt zu 
werden - wären in einem die gesamte Landesvermessung regelnden Vermessungs­
gesetz in einem eigenen Abschnitt zusammenzufassen. Es wäre der zur Vornalune 
von Vermessungen und zur Verfassung von geometrischen Plänen für den Grund­
kataster und das Grundbuch sowie zur Erneuerung unkenntlich gewordener nicht 
strittiger Grenzen und vernichteter Grenzzeichen befugte Kreis von Stellen und 
Personen genau zu umschreiben, deren Berechtigung zum Betreten der Grund­
stücke und zum Errichten der P unkt- und Sicherungsmarken einschließlich der 
Pflicht zur Schadensvergütung festzusetzen und die Vermarkungspflicht der Grund­
eigentümer für alle Grenzen, die für den Grundkataster und das Grundbuch ver­
messen werden mi.issen , einschließlich der Verpflichtung der Gemeinden,  Grenz­
steinlager bereit zu halten , einzuführen. Die Beschädigung von Punkt- und Siche­
rungsmarken sowie von Grenzzeichen wäre durch wirksame Verwaltungsstrafen 
zt1 ahn den. Genaue A nweisungeti flir die vor der Vermessung für den Grundkataster 
und das Grundbuch vorzunehmende Feststellung der Grenzen durch d�n Ver­

m�ssungsbefugten im Einvernehmen mit den gegen Nachweis zu ladenden be­
teiligten Grundeigentümern zur Klarstellung des O bjektes der Vermessung (Ur­
kundmessung) wären erforderlich. D urch Verordnung wären die Anforderungen 
hinsichtlich der Genauigkei t  der Urkundsmessungen,  ihrer technischen D urch­
führung sowie der Verfassung der zeichnerischen Darstellungen und Aufschreibun­
gen zu erlassen. Als Ergänzung zur Vermarkungspflicht wären die bereits erörterten 
Fälle über die Vermarkung und Vermessung der Grenzen,  die durch Abschreibung 
ganzer Grundstücke aus dem zusam111enhängenden Teil eines Grundbuchskörpers 
oder durch Eigentumsübertragung an in physischem Z usammenhang stehenden 
Grundstücken desselben Eigentümers, die in verschiedenen Grundbuchskörpern 
enthalten sind, neu entstehen, ferner j ener Grenzen, die wegen gemeinsamer 
Benützung aneinandergrenzender Grundstücke unvermarkt sind, nach Beendigung 
der gemeinsamen Benützung und s chließlich die Vermessung von Grenzen,  die 
durch Bauführung gefährdet sind, soferne über deren Verlauf eine kontrollierte 
Grenzdarstellung bei der Ver,messungsbehörde nicht vorliegt, zu regeln . Das Ver­
fahren bei Auflegung des N euvermessungsoperates und über die Behandlung der 
dabei erhobenenEinwendungen der Parteien wäre genau festzulegen. Ferner wären 
Bestimmungen über die Wirkung der Rechtskraft des Neuvermess ungsoperates 



und die Ersichtlichmachung derselben im Grundkataster, wonach Eigentum an 
Grundstlicksteilen durch Ersitzung nach Eintritt der Rechtskraft nicht mehr er­
worben und durch Ersitzung erworbenes Eigentum an solchen Teilen nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, sowie die Bestimmung, daß, falls die Abgrenzungen 
eines Grundstückes dem i m  Neuvermessungsoperat mit Berücksichtigung seiner 
Fortführung festgehaltenen Grenzverlauf widersprechen, letzterer als richtig gilt, 
festzusetzen . Für bereits bestehende Neuvermessungsoperate wären Übergangs­
bestimmungen vorzusehen. Die Überprüfung aller in den Grundkataster zu über­
nehmenden Urkundsmessungen, etwa in der in der Schweiz festgelegten Art, wäre 
anzuordnen. Schließlich wäre noch das Verfahren zur Erneuerung der Grenzen 
zu regeln. Über die Zusammenarbeit zwischen Vermessungsbehörde und Gericht 
zur Erzielung der steten Übereinstimmung zwischen Grundkataster und Grund­
buch könnte eine Verordnung erlassen werden. Zur Regelung der übrigen Auf­
gaben des Grundkatasters könnten die bisher geltenden Bestimmungen, soweit 
sie mit den vorangeführten nicht im Widerspruch stehen, in das Vermessungsgesetz 
ii bernommen werden . 

Eine solche Regelung würde der Auffassung, daß das Grundbuch nicht dazu 
bestimmt sei , Auskunft über Eigenschaften der Objekte zu geben, die lediglich 
der Wertbestimmung dienen, keinen Abbruch tun, aber durch die Zusammenarbeit 
von Grundbuch und Grundkataster mit dem Fortschreiten der Neuvermessung die 
Sicherung des Eigentums an Grund und Boden auch in seinen Umfangsgrenzen 
als Selbstzweck und nicht bloß um der Hypotheken willen bewirken. Für die noch 
nicht neuvermessenen Gebiete wäre eine erträgliche Zwischenlösung erreicht. Diese 
Reform würde am bestehenden Grundbuch nichts, am bestehenden Katasterwerk 
nur sehr wenig ändern und würde auch keine Vermehrung der Verwaltungs­
aufgaben zur Folge haben . In den für diese Materien zuständigen Bundesministerien 
wurden in meluj ährigen Besprechungen aufeinander abgestimmte Gesetzentwürfe , 
die allen vorgenannten Erwägungen weitgehend Rechnung tragen, vorbereitet 
und sollen als Referentenentwürfe den anderen Zentralste llen und den Kam mern 
demnächst zur Stellungnahme übermittelt ·werden. Diese Entwürfe sollen nicht 
durch unerprobte Experimente aus der nahezu ausweglosen Situation herausführen , 
in die der österreichische Grundsteuerkataster und mit ihm das Grenzstreitverfahren 
in den letzten 50 Jahren geraten s ind. Die vorgeschlagenen Neuerungen haben sich 
in den Nachbarstaaten in ähnlicher Form seit Jahrzehnten bewährt und bedingen 
weder eine Erhöhung des Verwaltungsaufwandes noch eine untragbare Belastung 
für die Grundeigentümer. Die für das Vermessungswesen so  überaus vorteilhafte 
Vereinheitlichung in einer dirigierenden, aber auch zugleich ausführenden zentralen 
Stelle,  ein Idealzustand für j edes staatliche Vermessungswesen, die auf Verlangen 
aller daran Beteiligten, gefördert durch die Gunst der Verhältnisse, mit der Vollzugs­
anweisung StGBl. Nr. 380 vom Jahre 1 91 9  in Österreich als wohl dem ersten Staate 
Europas verwirklicht wurde, bliebe vollkommen erhalten . Es wird Aufgabe der 
bundesstaatlichen gesetzgebenden Körperschaften sein, unbeeinflußt von gegen­
teiligen Bestrebungen, den Rechtskataster in Österreich einzuführen.  


